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Wilhelm Bruns

, et_ West-BeziehungenMehr Substanz in den S •-Os
Zur dritten KSZE-Folgekonferenz in Wien

1. Vorbemerkung

Nach mehr als zweijährigen Verhandlungen gelang
es den 35 KSZE-Staaten, sich auf ein ausgewogenes
und substantielles Schlußdokument in Wien zu ver-
ständigen. Auf der 162. Plenarsitzung am 15. Ja-
nuar 1989 einigten sich die Delegationsleiter auf ein
Ergebnis, das bei Konferenzbeginn am 4. Novem-
ber 1986 von vielen gewünscht, aber von keinem so
erwartet wurde. Im folgenden soll nicht die Ge-
schichte des KSZE-Prozesses dargestellt werden;
auch soll es nicht um die politische Bedeutung der
KSZE-Schlußakte gehen ). Vielmehr stehen drei
Fragen im Vordergrund:

1

a) Wie ist das Ergebnis zu bewerten? (Dies ist die
Frage nach der Substanz des Schlußdokuments von
Wien.) )2

b) Was waren die Hauptpunkte der Kontroverse
zwischen den beteiligten Staaten? (Diese Frage soll
die Gründe erläutern, warum es nicht gelang, den
ursprünglichen Zeitplan [31. 7. 1987] einzuhal-
ten.)

c) Die Frage nach den Perspektiven des KSZE-Pro-
zesses soll den Abschluß bilden.

2. Der „Durchbruch“
Noch am 25. März 1988 meinte der Delegationslei-
ter der Bundesrepublik, Ekkehard Eickhoff, stell-
vertretend für andere, die Wiener Konferenz sei
von „großen Fortschritten weit entfernt“3). Dies
war der Tenor auch aller sonstigen Stellungnahmen
zum Stand der KSZE-Beratungen bis weit in den
Herbst des Jahres 1988 hinein. Die Gründe für
diese Zustandsbeschreibung waren mannigfach;
hier seien nur zwei beispielhaft erwähnt:

- Was als Fortschritt zu gelten hatte, war unter den
KSZE-Teilnehmerstaaten durchaus umstritten:
Während die USA den Fortschritt abhängig mach-

ten von sowjetischen Zugeständnissen in der Men-
schenrechtsfrage, suchten die Warschauer-Pakt-
Staaten Fortschritte zu erzielen bei einem Mandat
für eine Konferenz über konventionelle Abrüstung
in Europa (KRK). Hinzu kam ein innerwestlicher
Dissens in der Gewichtung einzelner Elemente des
KSZE-Prozesses: Während die Bundesrepublik
alle Elemente, also die politische, die militärische,
die ökonomische und die humanitäre Komponente
stärken wollte, waren die USA, Frankreich und
Großbritannien primär an der Menschenrechtsver-
wirklichung im Bereich der Warschauer-Pakt-Staa-
ten interessiert. Daneben gab es den „Sonderkon-
flikt“ zwischen Ungarn und Rumänien wegen der
Behandlung der Minderheiten in Rumänien und
der rumänischen Weigerung, einem substantiellen
Dokument zuzustimmen.

— Obgleich der Osten in der humanitären Kompo-
nente dem Westen stark entgegengekommen war,
suchte der Westen präzisere Festlegungen. Da es
nach längeren Verhandlungen gelang, sich auf kon-
krete Empfehlungen, insbesondere im menschen-
rechtlichen Bereich zu verständigen, kam es um die
Jahreswende 1988/89 zum „Durchbruch“. Der Ver-
lauf und die Ergebnisse des KSZE-Treffens in Wien
zeigen, daß die westlichen Staaten nach besseren
Regelungen im „Korb 3“ (größere Freizügigkeit)
verlangten und daß die UdSSR — aber auch andere
Warschauer-Pakt-Staaten wie etwa die DDR —
Entgegenkommen signalisierten und so einen Ab-
schluß möglich machten.

Es waren auch bei dieser Folgekonferenz die soge-
nannten N-N-Staaten (also die Neutralen und
Blockunabhängigen), die als Koordinatoren in den
jeweiligen Arbeitsgruppen wie als Gruppe insge-
samt die Wiener KSZE-Konferenz zu einem Erfolg
führten. Sie legten am 18. Dezember 1988 einen
neuen Entwurf für ein Schlußdokument vor. der im
wesentlichen den Text des bereits im Mai 1988 von
den N-N-Staaten in Wien vorgelegten Entwurfs ent-
hält, und von den 35 KSZE-Teilnehmern „ange-
nommen“ wurde — wobei Annahme hier bedeutet,
daß keiner der 35 KSZE-Staaten mit Ausnahme Ru-
mäniens interpretatorische Einwände erhoben hat.

3. Politischer Klimawandel in Wien

Die Beratungen im Rahmen der dritten KSZE-
Konferenz haben einige interessante Erkenntnisse
zutage gefördert, von denen hier vier stichwortartig
genannt werden sollen:



— Die Meinungsunterschiede verliefen nicht nach
dem bekannten Ost-West-Schema. Dies galt so-
wohl für den Westen wie für den Osten. So gab es
sowohl im Falle des Mandats für die KRK wie beim
Projekt einer neuen Ost-West-Wirtschaftskonfe-
renz erhebliche Meinungsunterschiede innerhalb
der westlichen Staatengruppe, d. h. zwischen den
USA und Frankreich im Falle des KRK-Mandats,
im Falle der Wirtschaftskonferenz zwischen den
USA und den EG-Staaten, um nur diese beiden
Beispiele zu nennen. Im östlichen Bereich wurde
der bilaterale Konflikt zwischen Ungarn und Rumä-
nien wegen der Behandlung ungarischer Minder-
heiten in Rumänien zu einem KSZE-Thema. Zwi-
schen der Türkei und Griechenland, zwischen zwei
NATO-Staaten also, gab es einen heftigen Konflikt
wegen der Einbeziehung der türkischen Provinz
Mersin, deren Küste Zypern gegenüberliegt, in die
KRK-Verhandlungen.

— Im KSZE-Prozeß reicht es nicht, wenn die bei-
den Großmächte USA und UdSSR sich einig sind.
Es kommt auf jeden der 35 KSZE-Staaten an. Die-
ses „demokratische“ und antihegemoniale Prinzip
findet seinen formalen Ausdruck in der festgelegten
Konsensregel, das heißt, es kommt nur dann eine
Vereinbarung zustande, wenn keiner der 35 KSZE-
Länder dagegen ist. Ein solches „demokratisches“
Prinzip kann auch mißbraucht werden, indem ein
einziges Land alles blockiert und von der jeweiligen
Führungsmacht nicht mehr diszipliniert werden
kann. Rumänien hat lange Zeit diese Blockade-
Rolle gespielt.

— Bestätigt hat sich der ergebnisorientierte Einfluß
der Neutralen und Nichtpaktgebundenen, denen
alle Ingredienzen der Machtausübung fehlen, die
aber im KSZE-Prozeß ihre Koordinierungsfähig-
keit auch gegenüber den Großmächten zum Einsatz
bringen.

— Deutlich wurde auch die konstruktive Rolle der
beiden deutschen Staaten, die in Wien als wichtige
KSZE-Staaten kompromißfähig waren und so ihre
Verantwortung für die weitere Entwicklung von
Entspannung und Abrüstung in Europa unter Be-
weis stellten.

4. Was waren die wichtigsten Streitpunkte?

Auf den Feldern, wo es die größten Schwierigkeiten
gab, gab es dann auch die größten Fortschritte. Dies
ist der wichtigste Befund nach der dritten KSZE-
Folgekonferenz in Wien. Die größten Kontrover-
sen, die schwierige, immer wieder unterbrochene
Verhandlungen auslösten, waren:

— das Mandat über eine neue Konferenz über kon-
ventionelle Abrüstung in Europa;

— weitere Konkretisierungen im Korb 3, also zur
humanitären Komponente des Entspannungspro-
zesses, und nicht zuletzt

— die „Mischung“ von Zugeständnissen, die letzt-
lich zu substantiellen und ausgewogenen Ergebnis-
sen führte.

Die Redner, zumeist die Außenminister der KSZE-
Staaten. haben in der abschließenden Runde vom
17. bis zum 19. Januar 1989 in Wien Einigkeit in
drei Punkten gezeigt:

— Das Ergebnis ist ausgewogen und substantiell.

— Es rechtfertigt Optimismus, daß die Ost-West-
Beziehungen auf gutem Wege sind.

— Ohne die Zugeständnisse der UdSSR sowohl in
Menschenrechtsfragen wie beim Mandat über kon-
ventionelle Abrüstung wäre es in Wien nicht zu dem
von allen gelobten Ergebnis gekommen.

a) Zur Konferenz über konventionelle Abrüstung in
Europa (KRK)

Nach schwierigen Beratungen gelang es den
16 NATO-Staaten und sieben Warschauer-Pakt-
Staaten („Gruppe der 23“), sich auf ein Mandat für
Verhandlungen über konventionelle Abrüstung in
Europa zu verständigen4). Die Verständigung er-
streckt sich auf den Teilnehmerkreis, das Verhand-
lungsziel, die Methode, wie das Ziel zu erreichen
ist. und auf das Verhandlungsgebiet. Während
diese Elemente klar umrissen sind, ist der Verhand-
lungsgegenstand nicht ganz so klar festgelegt, so
daß es hier durchaus noch Diskussionen zu Beginn
der eigentlichen Verhandlungen, die im März 1989
beginnen sollen, geben kann. In der Übersicht sieht
das Verhandlungs-Tableau so aus:

Ziel: Festigung der Stabilität und Sicherheit in Eu-
ropa durch die Schaffung eines stabilen und siche-
ren Gleichgewichts der konventionellen Streit-
kräfte, das konventionelle Bewaffnung und Ausrü-
stung einschließt, auf niedrigerem Niveau; die Be-
seitigung von Ungleichgewichten, die nachteilig für
die Stabilität und Sicherheit sind; vor allem aber
— als vorrangige Angelegenheit — die Beseitigung
der Fähigkeit zur Auslösung von Überraschungsan-
griffen und zur Einleitung großangelegter offensi-
ver Handlungen.

Methode: Diese Ziele sollen durch die Anwendung
militärisch bedeutsamer Maßnahmen — u. a. Re-
duzierungen, Begrenzungen, Bestimmungen zu
Umdislozierungen, gleiche Obergrenzen und ähnli-
che Maßnahmen — erreicht werden.
Teilnehmerkreis: Alle 16 NATO-Staaten und die
sieben Warschauer-Pakt-Staaten.



Verhandlungsgebiet: Das gesamte Landterritorium
derTeilnehmer-Staaten in Europa vom Atlantik bis
zum Ural, das alle europäischen Inselterritorien der
Beteiligten einschließt. Im Falle der UdSSR
schließt das Anwendungsgebiet das gesamte Terri-
torium westlich des Ural-Flusses und des Kaspi-
schen Meeres ein. Im Falle der Türkei schließt das
Anwendungsgebiet das Territorium der Türkei
nördlich und westlich der folgenden Linie ein:
Schnittpunkt der Grenze mit dem 39. Breitengrad
und von dort zum Meer.

Verhandlungsgegenstand: Gegenstand sind die auf
Land stationierten konventionellen Streitkräfte der
Teilnehmer sowie ihre konventionelle Bewaffnung
und Ausrüstung innerhalb des Territoriums der
Teilnehmer-Staaten in Europa vom Atlantik bis
zum Ural. Kernwaffen werden nicht Gegenstand
dieser Verhandlungen sein. Seestreitkräfte und
chemische Waffen werden nicht behandelt. Keine
konventionelle Bewaffnung oder Ausrüstung wird
deshalb als Verhandlungsgegenstand ausgeschlos-
sen, weil sie neben konventioneller auch andere
Einsatzfähigkeiten haben kann. Solche Bewaffnung
oder Ausrüstung wird nicht als eine gesonderte
Kategorie herausgestellt.

Verhandlungsbeginn: März 1989.

Verhandlungsort: Wien.

Die Einigung auf ein solches Mandat für die Ver-
handlungen über konventionelle Abrüstung in Eu-
ropa ist auch in der Substanz ein echter Durch-
bruch. Die Verhandlungen können jetzt nicht nur
beginnen, sondern sie können auch auf einer Kon-
sens-Basis geführt werden, bei der zahlreiche mög-
liche Streitpunkte vorher geklärt wurden.

Die Teilnehmer der KRK müssen noch definieren,
welche Kategorien doppelt verwendbarer Waffen
- also Kampfflugzeuge, Artillerie und Raketen —
in die Verhandlungen mit einbezogen werden. Hier
gibt es einen Dissens zwischen der NATO und dem
Warschauer Pakt5). Sehr detailliert sind auch die
Verifikationsbestimmungen: Alle Maßnahmen
werden durch ein wirksames Verfahren überprüft,
das Vor-Ort-Inspektionen und einen verbindlichen
Informationsaustausch einschließt.

Die parallel laufenden Verhandlungen über kon-
ventionelle Abrüstung und über vertrauens- und
sicherheitsbildende Maßnahmen sind insofern mit-
einander verbunden, als die 23 KRK-Staaten die
anderen Unterzeichnerstaaten der KSZE-Schluß-
akte mindestens zweimal während einer Verhand-
lungsrunde unterrichten, die Ansichten der Gruppe
der „Neutralen und Nichtpaktgebundenen“ be-
rücksichtigen und diese auch auf bilateralem Weg
informieren.

Gesichert ist die Autonomie der KRK-Verhandlun-
gen, das heißt, die KSZE hat weder ein Einspruchs-
noch ein Verfügungsrecht über Art, Verlauf und
Dauer der KRK-Verhandlungen. Die KRK-Staa-
ten werden das 4. KSZE-Folgetreffen 1992 über
ihre Verhandlungen unterrichten wie auch über
„deren mögliche Ergebnisse“. Wichtig ist, daß
beide Seiten sich das Ziel gesetzt haben, Höchst-
grenzen von Streitkräften festzulegen. Keine Eini-
gung gab es darüber, wie diese Höchstgrenzen zif-
fernmäßig aussehen sollen. Optimisten rechnen mit
ersten Verhandlungsergebnissen in etwa fünf Jah-
ren. Es wird auf die Kompromißfähigkeit beider
Seiten ankommen wie auf die Verhandlungsfähig-
keit ihrer jeweiligen Vorschläge, damit dieser Zeit-
raum verkürzt wird. Der Warschauer Pakt hat
durch eine Reihe von einseitigen Vorleistungen für
ein günstiges Verhandlungsklima gesorgt6).

Die seit 1973(1) ergebnislos verlaufenden MBFR-
Gespräche sind am 2. Februar 1989 einvernehmlich
beendet worden. Die Teilnehmerstaaten verwiesen
immerhin auf die „wertvollen Erfahrungen“, die sie
gesammelt hätten, stellten jedoch fest, daß das Maß
an Übereinstimmung für einen Vertragsabschluß
dicht ausgereicht hätte.

Der KSZE-Prozeß hat eine neue Qualität insofern
gewonnen, als die konventionelle Abrüstung, die in
der KSZE-Schlußakte von Helsinki noch eine mar-
ginale Rolle spielte und bislang in einem gesonder-
ten Verhandlungsforum behandelt wurde — näm-
lich bei MBFR — nun durch die KRK, die im März
1989 beginnen soll, zum Bestandteil der KSZE ge-
worden ist. Damit umfaßt der KSZE-Prozeß alle
Komponenten der Ost-West-Beziehungen: neben
der politischen und militärischen die ökonomische,
ökologische, wissenschaftlich-technische sowie die
humanitäre Komponente.

b) Zur Konferenz über vertrauens- und sicherheits-
bildende Maßnahmen (KVAE)

Beim Thema der „vertrauens- und sicherheitsbil-
denden Maßnahmen“ gibt es eine völlig neue Situa-
tion: Lange Zeit handelte es sich um eine Forde-
rung des Westens an den Osten. Zugespitzt formu-
liert könnte man sagen: Es war ein genuin westli-
ches Thema, das beim Warschauer Pakt auf Skepsis
oder sogar Ablehnung stieß. Seit der Annahme des
Stockholmer Dokuments über vertrauensbildende



Maßnahmen vom September 1986 ist dieses Thema
ein gemeinsames Ost-West-Thema geworden.

Heute ist es der Warschauer Pakt, der dem Westen
unaufhörlich Vorschläge für eine Infrastruktur des
Vertrauens unterbreitet — und heute ist es die
NATO, die Probleme damit hat, östliche Vor-
schläge aufzunehmen und angemessen zu beant-
worten. Die NATO hat vor allem Probleme mit
dem umfassenden Ansatz des Warschauer Pakts. In
Budapest haben die Außenminister des östlichen
Militärpakts am 28.729. Oktober 1988 eine Reihe
von Maßnahmen vorgeschlagen, die auf die „ge-
samte militärische Tätigkeit“ angewandt werden
müßten. Das bedeutet, die Offensive liegt heute bei
der UdSSR, der DDR, Polen und Ungarn7).

Die Passage des Wiener Schlußdokuments zur
KVAE ist nicht so umfassend und präzise wie das
Mandat zur Konferenz über konventionelle Abrü-
stung. Die KSZE-Teilnehmerstaaten sind überein-
gekommen, daß Verhandlungen über vertrauens-
und sicherheitsbildende Maßnahmen stattfinden
werden, „um auf den bereits bei der Stockholmer
Konferenz erzielten Ergebnissen aufzubauen und
sie zu erweitern“. Mit diesem „Dokument von
Stockholm“ vom 19. September 1986 ) haben
35 Staaten etwas bewiesen, das auch für die Bera
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-
tungen in Wien von zentraler Bedeutung gewesen
ist, nämlich den Willen und die Fähigkeit zum Kom-
promiß. Ohne diese Kompromißfähigkeit wäre es
in Stockholm nicht gelungen, sich auf wichtige ver-
trauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen zu
verständigen: Ab dem 1. Januar 1987 müssen alle
militärischen Manöver und Truppenverlegungen in
Europa über 13 000 Soldaten oder 300 Panzer zu-
mindest 42 Tage vorher angemeldet werden. Wenn
an solchen Manövern und Truppenverlegungen
über 17 000 Mann teilnehmen, müssen militärische
Beobachter sämtlicher Teilnehmerstaaten rechtzei-
tig dazu eingeladen werden. Jedes Jahr wird ein
sogenannter Jahreskalender der militärischen Ma-
növer und Truppenverlegungen ausgetauscht. Bis
zuletzt umstritten waren die Regelungen über Veri-
fikationsmaßnahmen. Hier gab es dann den größten
Fortschritt in den Ost-West-Beziehungen mit Fol-
gen für die militärische Entspannung. Der Sowjet-
union konnte das Einverständnis abgerungen wer-
den, Kontrollmaßnahmen auf ihrem eigenen Terri-
torium (Inspektionen vor Ort) zuzulassen. Dreimal
im Jahr muß sich jedes Land Inspektionen gefallen
lassen, ohne dagegen Ablehnungseinwände vor-
bringen zu können. Mit diesen neuen, konkreten
Maßnahmen wurde der völkerrechtliche Gewalt-
verzicht im Rahmen der KVAE konkretisiert. Die
in Stockholm vereinbarten Maßnahmen haben sich

nach Meinung aller Beteiligten uneingeschränkt be-
währt.

Bei der Fortsetzung der KVAE (also der KVAE II)
in Wien geht es um das Ziel, „einen neuen Satz
einander ergänzender vertrauens- und sicherheits-
bildender Maßnahmen auszuarbeiten und anzuneh-
men, die darauf gerichtet sind, die Gefahr einer
militärischen Konfrontation in Europa zu vermin-
dern“. Im Wiener Schlußdokument wird hinzuge-
fügt, daß diese Verhandlungen in „Übereinstim-
mung mit dem Madrider Mandat“ stattfinden wer-
den. Das bedeutet, der Gegenstand selbst wird
nicht im einzelnen festgelegt. Im Prinzip kann jeder
Staat jeden Vorschlag einbringen mit dem Etikett
„vertrauens- und sicherheitsbildend“, wenn dieser
Vorschlag die „Gefahr einer militärischen Konfron-
tation in Europa“ vermindert. Jedoch sind mit dem
Verweis auf das „Madrider Mandat“ (gemeint ist
hier das abschließende Dokument des zweiten
KSZE-Treffens in Madrid vom 6. September 1983)
vier Kriterien eingeführt worden, die helfen kön-
nen, zu klären, was nach KSZE-Maßstäben unter
den weiten Begriff „vertrauens- und sicherheitsbil-
dend“ fällt: Danach müssen vertrauens- und sicher-
heitsbildende Maßnahmen militärisch bedeutsam
und politisch verbindlich sein, von angemessenen
Formen der Verifikation begleitet werden und auf
ganz Europa anwendbar sein9).

Damit ist der Rahmen abgesteckt. Unter Berück-
sichtigung der bisherigen Diskussion und der be-
kannt gewordenen Vorschläge lassen sich drei Ka-
tegorien von vertrauens- und sicherheitsbildenden
Maßnahmen (VSBM) bilden:

— Weiterentwicklung der VSBM des Helsinki-
Typs, das heißt von Maßnahmen, die auf mehr
Transparenz gerichtet sind. Im einzelnen geht es
hier um die Verbesserung der Modalitäten bei der
Ankündigung und Beobachtung von Manövern.

— Maßnahmen, die den Umfang und die Häufig-
keit von Manövern einschränken sowie manöver-
freie Räume festlegen (etwa in Grenznähe).

— Diskussion über militärische Optionen und Dok-
trinen mit dem Ziel, zu Vereinbarungen über de-
fensive Strukturen, Dislozierungen und Ausbil-
dungsinhalte zu kommen ).10

Es ist zu erwarten, daß die 35 Teilnehmer der
KVAE II zu allen Kategorien von vertrauens- und

10) Die KVAE wird sich mit militärisch bedeutsamen ver-
trauens- und sichcrhcitsbildendcn Maßnahmen befassen. Es
sollte hier jedoch nicht unerwähnt bleiben, daß cs auch ver-
trauensbildende Maßnahmen nichtmilitärischcr Art von er-
heblicher Bedeutung gibt. Gemeint sind Maßnahmen, die
auf den Abbau von Feindbildern und überzogenen Bedro-
hungsvorstellungen gerichtet sind und sich insbesondere i»
Schulbüchern, Rundfunk- und Fernsehsendungen finden.



sicherheitsbildenden Maßnahmen sich auf weiter-
gehende Vereinbarungen verständigen werden.
Am schwierigsten, wenngleich am wichtigsten, wird
die Diskussion über militärische Optionen und
Doktrinen werden. Sowohl die NATO wie der
Warschauer Pakt haben signalisiert, daß sie zu sub-
stantiellen Gesprächen bereit seien. „Militärdoktri-
nen müssen daraufhin überprüft werden, ob und
wieweit sie noch offensive, ja sogar aggressive Ele-
mente enthalten.“ )11

c) Die humanitäre Komponente

Völlig unerwartet haben sich die 35 KSZE-Staaten
in einem Bereich auf weitergehende und präzisere
Verabredungen geeinigt, der aus der Sicht des We-
stens der wichtigste, aus der Sicht der Warschauer-
Pakt-Staaten der schwierigste ist: den der „Zusam-
menarbeit in humanitären und anderen Berei-
chen“.

Das vorliegende Wiener Schlußdokument ist von
folgendem Grundgedanken gekennzeichnet: Es
geht um die politische Förderung und administra-
tive Erleichterung aller grenzüberschreitenden Be-
gegnungen. Ein Durchbruch ist hier auch das fi-
xierte Regel-Ausnahme-Verhältnis: Die Regel ist.
daß die Teilnehmerstaaten das „Recht eines jeden
aufFreizügigkeit und freie Wahl des Aufenthaltsor-
tes innerhalb der Grenzen eines jeden Staates und
aufAusreise aus jedem Land, darunter auch seinem
eigenen, und auf Rückkehr in sein Land uneinge-
schränkt (Herv.W.B.) achten ... .“ Einschränkun-
gen dieses Rechts sind also die Ausnahme! Dies gilt
auch für den Bereich der Familienbegegnungen und
Familienzusammenführung.

Dieses Regel-Ausnahme-Verhältnis verlangt von
einigen Staaten eine Umkehrung ihrer bisherigen
Praxis, die immer noch Reisen in ein anderes Land
als Ausnahme versteht ).12

Zum erstenmal ist in einem KSZE-Dokument die
vom Westen geforderte Freizügigkeit — detailliert
und als Regelfall — beschrieben. Bei der admini-
strativen Erleichterung des grenzüberschreitenden
Besucherverkehrs sind die Staaten aufgefordert,
die „Möglichkeiten für eine schrittweise Herabset-
zung und schließlich Abschaffung aller etwaiger Er-
fordernisse an Reisende, Landeswährung über tat-

11)Dies

sächliche Ausgaben hinaus zu erwerben, in Erwä-
gung (zu) ziehen und dabei den Personen den Vor-
rang (zu) geben, die zum Zweck von Familienbe-
gegnungen reisen.“ Eine solche Passage hat natür-
lich auch eine deutschlandpolitische Komponente,
denn sie zielt auf den „Zwangsumtausch“, den die
DDR verlangt.

Bei dieser Passage gibt es eine Differenz zwischen
der offiziellen deutschen Fassung und dem Wort-
laut im „Neuen Deutschland“ (vom 21 ,/22. 1.1989,
S. 6). Vereinbart ist, daß die Möglichkeiten zur
Herabsetzung und schließlichen Abschaffung des
Zwangsumtauschs in Erwägung zu ziehen ist. Im
„Neuen Deutschland“ ist lediglich unverbindlich
davon die Rede, daß dies nur zu „prüfen“ sei. Be-
deutet diese sprachliche Nichtübereinstimmung
zwischen der offiziellen deutschen Fassung und der
Wiedergabe im „Neuen Deutschland“ einen inter-
pretatorischen Versuch der DDR, die multilaterale
Vereinbarung einseitig im deutsch-deutschen Ver-
hältnis zu unterlaufen?

Wichtig ist auch der sogenannte dreistufige Konsul-
tations- und Überprüfungsmechanismus für die
Einhaltung der Menschenrechts-Vereinbarungen
mit bilateralen Bemühungen sowie dem Recht eines
jeden KSZE-Staates, ungelöste Fälle im Kreise der
35 oder bei einer der drei vorgesehenen Konferen-
zen über Menschenrechte (1989 in Paris, 1990 in
Kopenhagen und 1991 in Moskau) vorzubringen. In
den Bereich der Menschenrechte fallen auch die
detaillierten Beschreibungen der Religionsfreiheit,
der Rechte von Glaubensgemeinschaften sowie na-
tionaler Minderheiten, das Recht von einzelnen
bzw. Gruppen, die Einhaltung der Menschen-
rechts-Verpflichtungen zu überwachen sowie ver-
besserte Rechtsmittel gegen Verstöße. Die politi-
schen Verpflichtungen enthalten also sowohl mate-
rielle wie prozedurale Fortschritte.

d) Zum Korb 2: ökonomische Ost-West-Koopera-
tion und Zusammenarbeit in den Bereichen Wis-
senschaft, Technik und Umwelt

Ost und West sind sich in zwei Punkten einig: Der
seit Jahren stagnierende Ost-West-Handel ist ohne
Strukturveränderungen in seinem Volumen nicht
zu vergrößern ) und eine weitere Teilung Euro13 -
pas. nämlich die technologische Teilung, darf nicht
zugelassen werden. Leider hat diese Einigkeit bis-
her nicht zu konkreten Vorschlägen und verwertba-
ren Vereinbarungen geführt, die schon bald erheb-
liche Verbesserungen der Ost-West-Kooperation
erbringen können. Statt dessen wird manches wie-
derholt, was sich schon 1975 in der KSZE-
Schlußakte findet; so etwa die Empfehlung: „Zur
leichteren Erfassung von Marktchancen werden die



Teilnehmerstaaten die Veröffentlichung und Be-
reitstellung umfassender, vergleichbarer und recht-
zeitig verfügbarer wirtschaftlicher und kommerziel-
ler Informationen weiter fördern.“ Die Wiederho-
lung dieser Empfehlung deutet auf erhebliche Defi-
zite bei der Transparenz von Wirtschaftsabläufen
hin.
Bei der wissenschaftlich-technischen Zusammenar-
beit geht es aktuell u. a. um Maßnahmen zur Ein-
dämmung von AIDS und um die Erforschung der
Langzeitfolgen von Strahleneinwirkung. Im Um-
weltbereich ist man sich einig darüber, daß bei-
spielsweise Schwefelemissionen bzw. deren grenz-
überschreitende Verbreitung rasch und wirksam
verringert werden müssen. Weiter geht es um die
Kontrolle und Verringerung von Stickstoffoxid-
emissionen bzw. ihrer grenzüberschreitenden Ver-
breitung. Hier wird man möglicherweise weiter-
kommen im bi- bzw. trilateralen Rahmen. Eine
Umweltkonferenz, die 1989 in Sofia stattfinden
wird, soll sich mit der Schaffung eines Frühwarnsy-
stems, dem Ausbau des Informationsaustausches
sowie mit der gegenseitigen Hilfe bei Industrieun-
fällen befassen.

Die einzige der KSZE-Spezialkonferenzen, die in
der Bundesrepublik stattfinden wird, ist die Ost-
West-Wirtschaftskonferenz. Die „Konferenz über
wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa“ wird
vom 19. März bis 11. April 1990 in Bonn stattfin-
den. Ein ausformuliertes Mandat für diese Konfe-
renz gibt es noch nicht. Es wird hier um einen Mei-
nungsaustausch von Vertretern der Regierungen
aus Ost und West sowie der Privatwirtschaft über
Verbesserungen der ökonomischen Ost-West-Zu-
sammenarbeit gehen.

5. KSZE-Spezialtreffen bis 1992

Der KSZE-Prozeß geht weiter. Er manifestiert sich
in einer dichten Abfolge von Konferenzen, auf de-
nen wichtige Themen behandelt werden mit dem
Ziel, das zu konkretisieren, was sich die 35 KSZE-
Staaten vorgenommen haben: Verläßliche Sicher-
heit durch weniger und andere Waffen sowie durch
intensivere Zusammenarbeit in allen Bereichen.
Dazu eine Übersicht über KSZE-Spezialtreffen bis
1992:

6. Perspektiven: Verlangt wird die KSZE-Fähig-
keit der Staaten

Das Schlußdokument von Wien verlangt von eini-
gen Staaten mehr als von anderen. Dies liegt an den
unterschiedlichen Gesellschaftsordnungen wie an
der insbesondere im menschenrechtlichen Teil re-
striktiven Praxis in einigen Staaten.

Der weitere KSZE-Prozeß verlangt auf jeden Fall
die KSZE-Fähigkeit der Staaten. KSZE-fähig ist
der Staat, der seine Politik im Innern den KSZE-
Verabredungen anpaßt und nicht etwa den Versuch
macht (wie dies offensichtlich im Falle Rumäniens
bereits geschehen ist), die Verabredungen umzu-
deuten und sich ansonsten hinter der Formel von
den inneren Angelegenheiten, in die sich niemand
einmischen dürfe, zu verstecken. Eine solche



KSZE-Unfähigkeit würde beim nächsten Treffen
der 35 Staaten in Helsinki zur Sprache kommen.

Zur KSZE-Fähigkeit heißt es im Wiener Schlußdo-
kument, daß die Teilnehmerstaaten die Bestim-
mungen über Zusammenarbeit in humanitären und
anderen Bereichen im Rahmen ihrer Gesetze und
Verordnungen gewährleisten, wobei die Teilneh-
merstaaten davon ausgehen, daß diese Gesetze und
Verordnungen mit ihren völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen übereinstimmen. Mahnend wird hin-
zugefügt, daß diese Gesetze und Verordnungen mit
ihren KSZE-Verpflichtungen in Einklang gebracht
werden müssen, soweit dies noch nicht geschehen
ist.
Wie es in den Ost-West-Beziehungen konkret wei-
tergehen soll, ist im KSZE-Schlußdokument von
Wien beschrieben worden, wenn auch mit unter-
schiedlichem Konkretisierungsgrad. Wie es tatsäch-
lich weitergehen wird, hängt von einer Reihe von
äußeren und inneren Bedingungen ab, die das Ver-
halten der KSZE-Staaten bestimmen. Entschei-
dend ist der politische Wille der 35 Teilnehmer-
staaten.

Die dichte Konferenzfolge mit der 4. Überprü-
fungskonferenz der KSZE 1992 in Helsinki sichert
nicht nur die Fortsetzung des KSZE-Prozesses, son-
dern übt auch den nötigen Druck auf die KSZE-
Teilnehmer aus, ihren Verpflichtungen nachzu-
kommen. Man kann hier dem DDR-Staatsratsvor-
sitzenden Erich Honecker nur zustimmen: „Jetzt
kommt es darauf an, das Vereinbarte im Sinne der
Festigung der Stabilität des KSZE-Prozesses, der
Stärkung friedlicher und gegenseitig vorteilhafter
Zusammenarbeit in die Tat umzusetzen.“14) Das
Vereinbarte ist im KSZE-Schlußdokument strek-

kenweise detailliert formuliert. Wenn er nicht nur
auf die politisch-militärische Komponente be-
schränkt wird, sondern auch die humanitäre Kom-
ponente uneingeschränkt einschließt, ist der KSZE-
Prozeß auf gutem Wege. Es ist viel von der Dyna-
mik in den Ost-West-Beziehungen die Rede. Wenn
dies richtig ist, so kommt es entscheidend darauf an,
dieser Dynamik eine bestimmte Richtung zu geben.
Für eine allgemein akzeptable Richtung in den Ost-
West-Beziehungen gibt es eine gemeinsame Basis,
vereinbarte Mittel sowie gemeinsame Zielbe-
griffe.

Die gemeinsame Basis für eine positive, also ge-
wollte Dynamik ist die KSZE-Schlußakte von 1975,
die sich allseits bewährt hat und nun durch das Wie-
ner Schlußdokument konkretisiert wurde. Die ver-
einbarten Mittel sind der Gewaltverzicht, die Ver-
handlungen, die bilateralen und multilateralen Be-
ratungen und die regelmäßigen Konsultationen auf
allen Ebenen. Als gemeinsamen Zielbegriff würde
ich die „Europäische Friedensordnung“ nennen,
ein Begriff, der sich sowohl in den Dokumenten der
NATO wie des Warschauer Pakts findet.

Diese Europäische Friedensordnung muß umfas-
send verwirklicht werden, d. h. sie muß ihren Aus-
druck im Politischen, im Militärischen, im Wissen-
schaftlichen. im Ökologischen, Ökonomischen wie
natürlich im Humanitären finden. Eine dynamische
Entwicklung dieser verschiedenen Komponenten
führt zu einer neuen politischen Infrastruktur in
Europa. Unterhalb dieser generellen Linie gibt es
nicht nur gemeinsame Begriffe wie etwa die ökolo-
gische Sicherheitspartnerschaft, sondern auch den
der strukturellen Angriffsunfähigkeit von bestehen-
den Streitkräften. Das Wiener Schlußdokument,
das einen hohen Grad an Ost-West-Übereinstim-
mung zum Ausdruck bringt, wird den aktuellen
Ost-West-Beziehungen Substanz und Richtung ge-
ben.



Margareta Mommsen

Strukturwandel der Öffentlichkeit im Sowjetsystem
Zur Dialektik von Glasnost und Perestroika

I. Einführende Betrachtungen

Die Begriffe „Glasnost“ und „Perestroika“ haben
mittlerweile in den Sprachgebrauch vieler Länder
— von den USA bis Japan — Eingang gefunden.
Sie charakterisieren etikettenhaft den Reformpro-
zeß in der UdSSR. Zumeist ist auch bekannt, daß
die Entstehung einer kritischen Öffentlichkeit.
Glasnost, dem Plan einer Umgestaltung des politi-
schen Systems, der Perestroika, vorausging. Es
stellt sich daher die Frage nach dem wechselseitigen
Verhältnis von Glasnost und Perestroika, zumal
nach der Hebelfunktion der neuen öffentlichen
Meinung für die Entstehung alternativer ordnungs-
politischer Vorstellungen. In gleicher Weise inter-
essiert der institutionelle Rahmen, in dem die Re-
formdebatte verläuft: Hat die vielzitierte Kultur des
Dialogs und der Polemik zu neuen Artikulations-
formen öffentlicher Kritik wie gesellschaftlicher
Kommunikation geführt, ja. kann von einem Struk-
turwandel der Öffentlichkeit gesprochen werden?

Zu erwägen ist weiter, ob sich aus solchen Ände-
rungen Rückschlüsse auf die allgemeine Entwick-
lungstendenz des Sowjetsystems gewinnen lassen.

Damit verbindet sich die Frage nach der gestalten-
den Kraft von Glasnost für die Inhalte eines „sozia-
listischen Rechtsstaats“ und eines „Pluralismus der
Meinungen“.
Um Veränderungen ermessen zu können, emp-
fiehlt sich zunächst ein kurzer Überblick über die
traditionellen Formen und Wirkungsweisen von öf-
fentlicher Kritik im Sowjetsystem. In einem zweiten
Schritt sollen die konkreten Auswirkungen der
Glasnost-Parole und der Preisgabe des kommunisti-
schen Wahrheitsmonopols auf den Prozeß gesell-
schaftlicher Meinungsbildung wie auf die sowjeti-
sche Medienlandschaft erörtert werden. Höhe-
punkte in diesem Prozeß stellten bisher die Diskus-
sionen vor und auf der 19. Gesamtsowjetischen
Parteikonferenz im Sommer sowie die Volksaus-
sprache über die Verfassungsänderungen im Spät-
herbst 1988 dar. Die hier gehandelten Ordnungs-
modelle und die konkreten Verlaufsformen der De-
batte können erste Anhaltspunkte dafür abgeben,
die Richtung des Systemwandels in der UdSSR zu
bestimmen.

II. Formen und Wirkungsweisen einer kritischen öffentlichen Meinung
vor der Glasnost-Ära

Auch in den Jahren der „Stagnation“ gab es For-
men der gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit
dem Regime und seiner Arbeitsweise. Die Kritik
blieb nicht auf die Werke der Dissidenten be-
schränkt. auch wenn von ihnen die Einrichtungen
des Sowjetsystems besonders scharf angegriffen
wurden. Nach dem Scheitern ihrer heroischen Ver-
suche. in offenen Briefen und Petitionen an die
politische Führung eine Demokratisierung und vor
allem mehr Öffentlichkeit (Glasnost) einzuklagen,
wurden die „Andersdenkenden“ in den Untergrund
(Samisdat) und auf Veröffentlichungen im Ausland
(Tamisdat) abgedrängt. Die Grenzen zwischen der
Regimekritik dieser „nichtoffiziellen“ Literatur
und der Gesellschaftskritik so mancher im Lande
gedruckter „offizieller Literatur“ waren fließend.
Auch hier brach sich in Romanen und Theater-
stücken ein nonkonformes Denken und Kritik an
den Schwachstellen des Systems wie an gesellschaft-
lichen Verfallserscheinungen Bahn. So hat der

heute in vorderster Perestroika-Front kämpfende
Schriftsteller Alexander Gelman den Zusammen-
hang von hierarchischem Kommandosystem und
Verantwortungslosigkeit schon früh auf die Bühne
gebracht ’).
Neben den Schriftstellern und Literaten verstanden
es Sozialwissenschaftler und Juristen auf ihre
Weise, systemkritische Gesellschaftsanalysen vor-
zulegen und Reformen einzufordern. Sie verlang-
ten mehr Rechtssicherheit, mehr Formen sozialer
Rückkopplung und den Ausbau demokratischer
Einrichtungen. Zum Teil trug die Unionsverfassung
von 1977 diesen Wünschen Rechnung. So be-
stimmte Art. 9. daß zur weiteren Entfaltung der



Demokratie eine stärkere Partizipation sowie „die
zunehmende Öffentlichkeit (Glasnost) und die
ständige Berücksichtigung der öffentlichen Mei-
nung“ gehören. Dieses „Demokratie-Gebot“ blieb
jedoch nur ein Programm. Ähnliches galt für rechts-
staatliche Bestimmungen, etwa im Hinblick auf die
Absicherung eines Bürgerrechts auf Kritik und auf
Beschwerdeführung vor den Gerichten. Entspre-
chende Ausführungsgesetze wurden erst in jüngerer
Zeit verabschiedet2).

Andererseits verlor sich die Dynamik sozialwissen-
schaftlicher Kritik auch am Ende der Breschnew-
Jahre nicht. Es entwickelten sich unterschiedliche
Denkschulen über die Natur der öffentlichen Mei-
nung im Sozialismus. Während die einen von einer
grundsätzlichen Interessenharmonie in der Gesell-
schaft und zwischen dieser und dem Staat ausgin-
gen. erkannten andere zunehmende Widersprüche
und eine Vielfalt gesellschaftlicher Interessen.
Diese Art von Wissenschaftsdiskurs gehörte im üb-
rigen zu den herkömmlichen Mustern öffentlicher
Kritik und diente immer auch der Suche von Pro-
blemlösungen.

Vor dem Hintergrund der polnischen Krise von
1980/81 verdichtete sich in sozialwissenschaftlichen
Kreisen die Auffassung, daß auch die Sowjetgesell-
schaft nicht vor „antagonistischen Widersprüchen“
und das Regime nicht vor Legitimationseinbußen
gefeit sei. Tatsächlich zeichneten sich Symptome
einer Krise schon deutlich ab. Davon kündeten viel-
fältige Entfremdungserscheinungen in der Gesell-
schaft, Innovationsverluste, technologische Rück-
ständigkeit und die Verlangsamung des Wirt-
schaftswachstums. Heutige Perestroika-Protagoni-
sten wie Boris Kuraschwili und Tatjana Saslawskaja
machten schon 1983 klar, daß gesellschaftliche Dy-
namik und Innovation nur unter Berücksichtigung
der tatsächlich heterogenen sozialen Strukturen
und Interessen und kraft politischer Partizipations-
möglichkeiten erreichbar wären3).

Neben Spielräumen und Nischen für Regime- und
Strukturkritik in Wissenschaft, Literatur und Kunst
gab es noch weitere Einrichtungen, die Kritik von
unten nach oben transportierten. Dazu gehörten

Bürgerzuschriften an Partei-, Staats- und vor allem
Presseorgane sowie Volksaussprachen zu wichtigen
Gesetzesprojekten. Letztere trugen vornehmlich
dazu bei, die Gesellschaft zu mobilisieren. Tatsäch-
lich brachten Volksaussprachen einen beträchtli-
chen und kontroversen Meinungsfluß in Gang.
Dem Aufwand wurde allerdings in den verabschie-
deten Gesetzen viel zu wenig Rechnung getragen.
Volksaussprachen erfüllten in der politischen Wil-
lensbildung eine vorwiegend informierende, bera-
tende und korrigierende Funktion. Ähnliches gilt
für die große Zahl von Zuschriften und Leserbrie-
fen, die seit jeher als Ausdruck einer unverfälschten
Bürgermeinung und als „Band mit den Massen“
von der Parteiführung geschätzt und gefördert wur-
den4). Über die so artikulierte kritische Meinung
der Gesellschaft gab die Sowjetpresse ausführlich
Kunde. Umfangreiche Leserbriefspalten, Stellung-
nahmen dazu und ausführliche Reporterberichte
brachten viele Beschwerden zutage. Während in
Leserbriefen vorwiegend die alltäglichen Versor-
gungsprobleme. vielfache Formen des Amtsmiß-
brauchs. der Korruption und Ineffizienz in Verwal-
tung und Justiz angeprangert wurden, ging es in den
Volksaussprachen auch um Wertfragen und politi-
sche Optionen.

In gleicher Weise wie in den Leserbriefen wurde das
Regime seitens der Zeitungsreporter nur vorder-
gründig hinsichtlich der Arbeitsweise seiner Träger
in Partei und Staat kritisiert. Trotzdem vermittelte
die regelmäßige Presselektüre ein anschauliches
Bild von den typischen Strukturen eines autoritä-
ren. einer wirksamen Gesellschaftskontrolle und
Rechtsaufsicht entbehrenden politischen Systems.
Die über Jahrzehnte hin praktizierten Muster einer
„Kritik und Selbstkritik“ waren eingefahren. Sie
wurden abgespult, wenn auch mit unterschiedlicher
Intensität, je nach Reporter und nach Zeitungsor-
gan. Die höheren Parteiinstanzen übten immer wie-
der daran Kritik, daß untere Parteiorgane die Lek-
tionen der von „oben und unten untermauerten
Kritik und Selbstkritik“ nicht konsequent und nicht
„schöpferisch“ genug befolgt hätten.

Während der kurzen Amtsperioden der beiden
kranken Generalsekretäre Jurij Andropow und
Konstantin Tschernenko weitete sich der Raum für
öffentliche Kritik aus. doch blieb sie auf die her-
kömmlichen Muster beschränkt. Inhaltlich domi-
nierte der Kampf für mehr Arbeitsdisziplin und
gegen den Alkoholismus. Nach dem Amtsantritt
von Michail Gorbatschow im Frühjahr 1985 ver-
stärkte sich dieser Trend. Der Ruf nach mehr Glas-
nost in der Presse war jedoch neu. Bald verdeut-
lichte sich auch die Stoßrichtung von Glasnost:
mehr Transparenz in der Partei- und Verwaltungs-
tätigkeit und die Loslösung von der „langweiligen.



ständig wiederholten propagandistischen .Gehirn-
wäsche" ). Noch mehr Meinungsvielfalt in Leser-
briefen, brisante Korruptionsfälle und Ansätze zur

Analyse typischer Strukturmerkmale des Sowjetsy-
stems markierten die öffentliche Kritik auf dem
Weg in die Glasnost-Ära.

III. Das Ende des kommunistischen „Unfehlbarkeitsanspruchs“
und ein neues gesellschaftliches „Denken in Varianten“

Auf dem 27. Parteitag der KPdSU Ende Februar/
Anfang März 1986 wurden die Weichen für eine
eigenständigere kritische Öffentlichkeit gestellt.
Die Partei leistete einen Offenbarungseid über die
gravierenden „Deformationen“ im Lande, zunächst
definiert als das Erbe „einer nicht weit zurücklie-
genden Periode“. Sie löste sich von dem lange gehü-
teten „Unfehlbarkeitskomplex“ und setzte nun auf
die Phantasie und Dynamik einer neuen kritischen
Öffentlichkeit. In Glasnost wurden vielfache Er-
wartungen gesetzt, vor allem die auf eine Demokra-
tisierung, „denn ohne Publizität gibt es keine De-
mokratie, kein politisches Schöpfertum der Massen
und der Leitungstätigkeit, und es kann sie auch gar
nicht geben“. Glasnost sollte die Gesellschaft mobi-
lisieren, die Kader kontrollieren und Konzepte der
Erneuerung zutage fördern.

Glasnost sei kein „Mechanismus zum Ein- und Aus-
schalten“, hieß es, sondern eine Einrichtung von
grundsätzlichem Wert, die sich „störungsfrei“ ent-
wickeln müsse. Andererseits wurde vor einer über-
triebenen Kritik an der Partei gewarnt. Man könne
diese schließlich nicht für alle ökonomischen und
sozialen Schwächen im Lande verantwortlich ma-
chen, bis hin etwa zu dem Mangel an Nägeln. Im-
merhin hatte schon vor dem 27. Parteitag ein Leser-
brief in der Prawda die „sich träge dahinwälzende
parteiadministrative Schicht“ und deren privile-
gierte Lebensweise angegriffen. Daraufhin meinten
konservative Vertreter der Führung, vor Pannen
mit Glasnost und einer „selbstzerstörerischen“ Kri-
tik und Selbstkritik warnen zu müssen. Solchem
Kleinmut begegnete man seitens der Reformer mit
der Autorität von Marx und Lenin. Deren Aussa-
gen über die selbstreinigende und stabilisierende
Kraft von Selbstkritik für revolutionäre Bewegun-
gen wurden nun vorzugsweise zitiert6).

In seinem Buch „Perestroika“ trat Gorbatschow
dafür ein. Glasnost gesetzlich abzusichem, so daß
die Bürger „ohne Angst“ ihre Meinung kundtun
könnten. Öffentliche Kritik sollte also vor denjeni-
gen geschützt werden, die sich angewöhnt hatten,
ihre Kritiker zu verfolgen und zu diskriminieren.
Weiter sollte in den Massenmedien eine Kultur des

„Dialogs“ entwickelt werden. Entsprechende Er-
rungenschaften sah Gorbatschow darin, daß „an die
Stelle trockener Berichte“ bereits „Interviews, Ge-
spräche, Diskussionsrunden und Debatten über Le-
serbriefe“ getreten seien. Diese Diskussionen
könnten noch ausgeweitet werden, „damit alle So-
wjetbürger zu Wort kommen und der sozialistische
Pluralismus, so wie er ist, in jeder Publikation in
seiner ganzen Breite repräsentiert würde“7).

Tatsächlich kam zumal nach dem Reaktorunfall von
Tschernobyl immer mehr Bewegung in die sowjeti-
sche Medienlandschaft, in die Formen wie in die
Inhalte. Nachdem eine gewisse Funkstille über die
Vorgänge in dem Atomkraftwerk verstrichen war,
wurde der Fall im neuen Verständnis von „Kritik
und Selbstkritik“ paradigmatisch erörtert. Dabei
wurden die typischen Probleme der Verantwor-
tungslosigkeit und Vertuschung analysiert und
selbst zu einem Drama verarbeitet. Generell weite-
ten sich die Spielräume für eine kritische Öffent-
lichkeit nach Tschernobyl noch deutlich aus. Nach
und nach wurden neue, politisch sensible Bereiche
zum Gegenstand öffentlicher Erörterung, fielen
sorgfältig gehütete Tabus. Institutionen wie der
KGB und die Rote Armee wurden in der Unions-
presse kritisiert. Schwerwiegende soziale Probleme
Wie Prostitution, Drogensucht, die Misere von
Landstreichern und die Orientierungslosigkeit von
Jugendlichen fanden erstmals eine offene und kon-
troverse Behandlung. Im Disput zwischen einzel-
nen Zeitungsorganen polarisierten sich auch grund-
sätzliche Standpunkte. Zu den Neuheiten gehörte,
daß ganze Politikbereiche wie die Bildungs- und die
Gesundheitspolitik an den Pranger gerieten. War
über den Krieg in Afghanistan ursprünglich gar
nicht und dann nur über den heroischen internatio-
nalistischen Einsatz der sowjetischen Kombattan-
ten berichtet worden, so wurden zuletzt die Greuel
an der Front und der achtlose Umgang mit versehr-
ten Heimkehrern beschrieben. Zahlen über die
Verluste wurden vorgelegt; zur Sprache kamen
auch Vorfälle des „Loskaufs“ mancher Soldaten
vom Kriegsdienst.

Schließlich wurden die großen sozialen Ungerech-
tigkeiten im Lande thematisiert, die ganze Schich-
ten betreffen, so die Benachteiligung der Landbe-



wohner gegenüber den Städtern und die faktische
Ungleichstellung der Frau. Hinzu kam eine"th
sende Kritik an den Vergünstigungen für eine Min-
derheit, die Angehörigen der Nomenklatura. Auf-
fällig war auch der Wandel in der Auslandsbericht-
erstattung; allmählich wurden die kapitalistischen
Gesellschaften realitätsgetreuer dargestellt. Inter-
views mit westlichen Politikern oder Journalisten in
der Presse oder im sowjetischen Fernsehen wurden
zu einer ständigen Einrichtung8).

10) Vgl. Literatumaja Gazeta vom 10. 9. 1986, S. 10.

Der auffälligste Unterschied zu den herkömmlichen
Mustern einer kritischen Öffentlichkeit lag darin,
daß die auch früher vielfach beschriebenen Miß-
stände. etwa in der Funktionsweise von Justiz und
Verwaltung, nun als typische Erscheinungsweisen
des Regierungssystems verallgemeinert und auf
ihre strukturelle Verursachung hin analysiert wur-
den. An dieser erstmaligen grundlegenden Ausein-
andersetzung mit den Institutionen des Sowjetstaats
und seiner politischen Kultur beteiligten sich in glei-
cher Weise Wissenschaftler, Publizisten. Schrift-
steller und Künstler. Damit ging eine Suche nach
verlorengegangenen oder neuen Werten einher.
Eine kritische Auseinandersetzung mit der Ge-
schichte begann, vor allem mit der Stalin-Zeit, in
deren „Regime des Personenkults“ der Ursprung
des nun gegebenen „befehlsadministrativen Sy-
stems“ gesehen wurde. Hinzu kam, daß sich eine
öffentliche Meinung gegen konkrete Verwaltungs-
planungen wie die Umleitung der nordsibirischen
Flüsse oder den Bau neuer Kernkraftwerke for-
mierte und daß nunmehr ganze Gruppen selbstbe-
wußt ihr Veto zum Ausdruck brachten9).

Von besonderer Brisanz erwies sich die Darstellung
von „Justizirrtümern“ und Korruptionsaffären, in
die hohe und höchste staatliche Würdenträger ver-
wickelt waren. Dabei wurden typische Formen des
Amtsmißbrauchs wie die richterliche „Telefonju-
stiz“ oder die „gegenseitige Rückversicherung“ al-
ler an der Vertuschung gravierender Mißstände
oder Vergehen interessierter Funktionäre, ein-
schließlich der Vertreter der „rechtswahrenden In-
stanzen“, analysiert. Mehrere Autoren forderten
daraufhin mehr Unabhängigkeit für die Justiz, eine
autonomere Stellung der Rechtsanwälte und sorg-
fältigere Voruntersuchungen. Der Schriftsteller
Alexander Gelman war einer der ersten, der den
Gedanken der Gewaltenteilung im Sinne von „ge-
genseitig unabhängigen souveränen Strukturen“ in
die Diskussion einbrachte ).10

Im Juni 1987 wurden Gesetze verabschiedet, die
erste Schritte in Richtung der angestrebten Verbes-
serung der Rechtssicherheit der Bürger und ihrer
Partizipationsmöglichkeiten darstellten. Zumeinen
wurde ein gerichtlicher Verwaltungsrechtsschutz
festgelegt und damit das bereits in der Verfassung
von 1977 sanktionierte Prinzip der Verwaltungsge-
richtsbarkeit materialisiert. Des weiteren wurde ein
Gesetz über Volksaussprachen beschlossen; bei
dieser Gelegenheit wurden die Unzulänglichkeiten
des bisherigen Verfahrens kritisiert11)- Maßnah-
men zu einer grundlegenden Umgestaltung des Sy-
stems. zumal seiner „führenden und lenkenden
Kraft“, der kommunistischen Partei selbst, waren
auf dem ZK-Plenum im Januar 1987 zunächst noch
zögernd ins Auge gefaßt worden. Die hier von Gor-
batschow verkündeten Demokratisierungsabsich-
ten stießen offenkundig auf beträchtlichen Wider-
stand in den Apparaten und in konservativen Par-
teikreisen. Erst auf weiteren ZK-Plenen im Juni
1987 und Februar 1988 wurde der Weg zu einer
grundlegenden Reform des politischen Systems
freigemacht. Nachdem ursprünglich nur die „Be-
schleunigung des sozial-ökonomischen Fort-
schritts“ als oberstes Reformziel firmiert hatte,
wurde jetzt die Perestroika des politischen Systems
selbst auf die Tagesordnung gesetzt. Dies wurde in
erster Linie damit begründet, daß alle Reforman-
sätze seit dem Zweiten Weltkrieg gerade an den
„befehlsadministrativen“ Institutionen des Landes
gescheitert seien. So erzwinge die „innere Logik“
des aktuellen Reformprozesses eine politische Pe-
restroika 12).

Tatsächlich läßt sich ein Zusammenhang zwischen
der Ausweitung von Glasnost, den Ansätzen zur
Parteierneuerung, den bereits vollzogenen .hal-
ben*, wenig wirksamen Wirtschaftsreformen und
der plötzlich eintretenden Aktualität des Umbaus
der Herrschaftsstrukturen ausmachen. Vergleicht
man den seit 1987 geführten öffentlichen Diskurs
mit den Reformthesen, die vom ZK der KPdSU der
19. Gesamtsowjetischen Parteikonferenz im Juni/
Juli 1988 zugrundegelegt wurden, so wird deutlich,
daß Glasnost bzw. der neue „sozialistische Pluralis-
mus der Meinungen“ dabei der Partei Pate gestan-
den hatte. Im Vorfeld der Parteikonferenz ver-
mischten sich die herkömmlichen Typen kritischer
Öffentlichkeit zu einem neuen, gesamtgesellschaft-
lichen Diskussionsforum. Aus der alten „Experten-

1) Vgl. Pravda und Izvestija vom 1. 7. 1987; E. M. Kove-
nikov/M. A. afir, Pravovoje regulirovanie vsenarodnych
obsuidenij v SSSR (Die rechtliche Regelung der Volksaus-
sprache), in: Sovetskoje gosudarstvo i pravo, (1988) 1. S. 3—
11.
12) Vgl. Sowjetunion. Sommer 1988 offene Worte, Gorba-
tschow. Ligatschow, Jelzin und 4 991 Delegierte diskutieren
über den richtigen Weg. Sämtliche Beiträge und Reden der
19. Gesamtsowjetischen Konferenz der KPdSU in Moskau.
Mit einem offenen Brief von J. Karjakin, Nördlingen 1988,
S. 291 ff.



diskussion“ wurden Gespräche am runden Tisch, in
denen man für so lange verpönte Modelle und
Strukturprinzipien wie Rechtsstaat, Gewaltentei-
lung, Inkompatibilität von Ämtern, Opposition und
Pluralismus eintrat. Dabei zeigte sich eine deutliche
Verwandtschaft zwischen diesen Vorstellungen und
dem westlichen Rechtsstaatsmodell. Der Pluralis-
musbegriff orientierte sich hingegen nicht an dem
Typus einer Konkurrenz von politischen Parteien
und Gruppen, sondern nur an einer Vielfalt von Mei-
nungen und Interessen, an einer Kultur des Dialogs
und der Artikulation unterschiedlicher Standpunkte.
Diese entwickelte sich jedoch rasch. Vor allem in
Leserbriefen fragmentierte sich die öffentliche Mei-
nung immer mehr; sie transportierten sogar den poli-
tischen Richtungsstreit. Bald wurde hier Lenins De-,
mokratieverständnis kritisiert und in Erwägung ge-
stellt, ob das „Personenkult-Regime“ nicht schon in
dessen Denken begründet sei ). In der Stalinismus-
Debatte wandte sich die Leserbriefschreiberin Nina
Andrejewa, die offenkundig auch als Sprachrohr des
konservativen Parteiflügels diente, gegen

13

den „links-
liberalen Intelligenzlersozialismus“ mit seiner Ten-
denz „zur Verleumdung der Geschichte des Sozialis-
mus“. Eine Prawda-Replik hielt der Autorin wie-
derum vor, die konservative Position der hausge-
machten „Sozialismus-Klageweiber“ zu vertreten,
die mit den Hauptrichtungen der Perestroika gänz-
lich unvereinbar sei ).14

Unterdessen hatte sich die Debatte über die Ge-
schichte auf ihre Art verselbständigt. Zunächst wa-

ren Schriftsteller, Regisseure und Publizisten in der
Suche der geschichtlichen Wahrheit vorangegan-
gen. Dazu gesellten sich bald einige engagierte Hi-
storiker, während manche Vertreter der Zunft eine
abwartende Haltung einnahmen oder an den neuen
Ansätzen Kritik übten. In Leserbriefen beteiligten
sich viele Sowjetbürger an der kollektiven Wieder-
gewinnung der Geschichte. Es stieg die Auflagen-
zahl der Presseorgane beträchtlich, die für eine
schonunglose Aufarbeitung der sowjetischen Ge-
schichte eintraten ). Von der politischen Führung
wurden Dokumentarfilme
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freigegeben und Rehabi-
litierungen ausgesprochen, etwa der alten Bolsche-
wiki Aleksej Rykow und Nikolaj Bucharin. Dar-
über hinaus wurden Bucharins politische und öko-
nomische Vorstellungen neu diskutiert und als eine
Alternative zu Stalins Politik gewürdigt. Daran
zeigt sich, daß von der „kollektiven Rückkehr zur
Wahrheit“ auch Orientierungshilfen für die Aus-
richtung der Perestroika erwartet wurden. Ande-
rerseits führte die Wahrheitssuche dazu, daß nur
noch relativ kurze Perioden in der sowjetischen
Geschichte — wie etwa die Neue Ökonomische Po-
litik in den zwanziger Jahren — für positive Identi-
fikationen verfügbar waren. So konnte es nicht aus-
bleiben, daß man sich bei den ideologischen und
institutioneilen Grundrissen der politischen Pere-
stroika an den „Erfahrungen des welthistorischen
Prozesses“ zu orientieren begann165 ). Den Rahmen
für diese epochale Verfassungsdebatte boten die
sowjetischen Medien und vor allem die Presse mit
ihren neuartigen Dialogformen.

IV. Glasnost als nachgeholtes liberales Ideal von Öffentlichkeit
und Hebel „optimaler“ Problemlösungen

Die 19. Gesamtsowjetische Parteikonferenz be-
schäftigte sich in erster Linie mit der neuen kriti-
schen Öffentlichkeit, ihrem grundsätzlichen und
funktionellen Wert. Die Beratungen der knapp
5 000 Kommunisten verliefen kontrovers und mit-
unter stürmisch17). Schon die Preisgabe des erstarr-
ten Versammlungsrituals war als solche Ausdruck
eines Strukturwandels der Öffentlichkeit. Eine
recht klare Frontlinie trennte die Befürworter von
Glasnost als demokratischem Wert an sich, den es
gesetzlich zu schützen und fortzuentwickeln gelte,
von deren Kritikern, die für möglichst wenig öffent-
liche Kritik und ihre Ausrichtung an praktischen
Zielen plädierten. Zu letzteren zählten in der Regel

die Ersten Republik- und Gebietsparteisekretäre,
die offenkundig traditionelle Verhaltens- und
Denkweisen für ihre provinzialen Domänen zu ret-
ten suchten. Zu den Vorkämpfern von Glasnost als
einem unverzichtbaren Attribut von Demokratie
und Rechtsstaat gehörten in erster Linie Chefre-
dakteure, Künstler, Wissenschaftler und natürlich
die Vertreter der radikalen Reformen in der Partei-
führung wie Gorbatschow und Boris Jelzin.

Gorbatschow verband die wünschenswerte Entste-
hung eines ständigen politischen Dialogs mit der



Notwendigkeit, ein neues Verständnis der Men-
schenrechte zu entwickeln und die Gewissensfrei-
heit zu garantieren. Die neue Rolle der öffentlichen
Meinung habe vor allem darin zu bestehen, „die
beste Lösung unter Berücksichtigung aller verschie-
denartiger Meinungen und realer Möglichkeiten zu
finden“. Ein derartiges Verständnis von Öffentlich-
keit erinnert stark an traditionelle Denkmuster des
politischen Liberalismus. In seiner bekannten Stu-
die über den „Strukturwandel der Öffentlichkeit“
hat Jürgen Habermas für die Epoche des Liberalis-
mus ähnliche Tendenzen nachgewiesen. Damals
sollte ein „räsonierendes politisches Publikum“
eine Palette politischer Lösungsmöglichkeiten an-
bieten. über welche die Führung dann auf der
Grundlage der „realen Möglichkeiten“ im Lande
eine „rationale Übereinkunft“ erzielen könne. Of-
fenkundig besteht in der UdSSR heute ein Nachhol-
bedarf an jenen demokratischen Vorformen wie an
den Werten der Aufklärung überhaupt.

Es war bemerkenswert, wie einige Publizisten die
grundsätzliche Rolle der Presse im Einparteienstaat
hervorhoben, ja damit begründeten, daß der Presse
in einem solchen System die Funktion der „politi-
schen Opposition“ zufallen müsse. Viktor Afanas-
sew, Chefredakteur der Prawda, meinte, die Presse
müsse während der Perestroika eine Vorkämpferin
sein und bei der Suche nach „konstruktiven Lösun-
gen“ mitwirken. Hier verdeutlicht sich wiederum
die Erwartung, daß die Öffentlichkeit einen Mei-
nungsmarkt fördere, auf dem sich die „optimale
Variante“ ermitteln lasse. Auf den Zusammenhang
von kritischer Öffentlichkeit und Parteiemeuerung
verwies auch Gorbatschow. Glasnost sei eine Vor-
aussetzung für die Lebensfähigkeit der Partei.
M. Uljanow vom Theaterverband der RSFSR be-
tonte die weltweite kritische Funktion einer unab-
hängigen Presse und meinte, daß lediglich in der
Sowjetunion „einige Genossen sie am liebsten mit
einem Maulkorb an der Leine spazieren führen“
wollten. Da gerade auf örtlicher Ebene die Beein-
flussungsversuche auf die Presse am stärksten seien,
müsse sie so autonom sein, daß sie „als Gegenge-
wicht imstande ist, die Rolle des Kontrahenten zu
übernehmen“. Demgegenüber meinten andere De-
legierte, daß in der Sowjetpresse mittlerweile schon
..Nihilismus“ zu finden sei und Demagogen wie
..inoffizielle Führer“ die Meinungsfreiheit miß-
brauchten. Ein Teil der Presse benutze „die Pere-
stroika als Destabilisator alles Bestehenden, als Re-
vision von Überzeugung und Moral“. Tatsächlich
wollten glasnostscheue Parteisekretäre eine kriti-
sche Öffentlichkeit nicht „unabhängig von prakti-
schen Dingen“ wie der Lösung von wirtschaftlichen
und sozialen Problemen zugestehen. Ligatschow
verwahrte sich insbesondere gegen den Verlauf der
Geschichtsdebatte uncj dagegen, daß „häufig“ sogar
»völlig tendenziöse“ Bürgerzuschriften gedruckt
würden.

Ungeachtet des umstrittenen Werts von Glasnost
entschlossen sich die Delegierten der Parteikonfe-
renz dazu, darüber einstimmig eine Resolution zu
verabschieden. Glasnost wurde hier als „schlagkräf-
tige Waffe der Perestroika“ bezeichnet. Es sollten
gesetzliche Garantien bzw. ein Recht „der Staats-
bürger der UdSSR auf Information“ vorgesehen
werden. Gewiß trug diese Entschließung ebenso
wie diejenigen über Demokratisierung, Bekämp-
fung des Bürokratismus, über die Rechtsreform
und über die Beziehungen zwischen den Nationali-
täten noch einen programmatischen Charakter.
Vergleichsweise war Glasnost jedoch schon eine
breit entwickelte, reale Errungenschaft des Re-
formprozesses. Um die mit den Konferenzresolu-
tionen nun förmlich eingeläutete Perestroika des
politischen Systems voranzutreiben und zu verhin-
dern, daß die Beschlüsse wie nach dem Januar-Ple-
num 1987 „in der Luft hängen“ blieben, wurde in
einer eigenen Resolution der Zeitplan für das wei-
tere Vorgehen festgelegt. '

Obschon die rechtlichen Garantien für Glasnost
noch auf sich warten ließen, verlor die kritische
Öffentlichkeit keineswegs an Dynamik: Mal schlug
Glasnost weitere Breschen in die letzten arcana
imperii, mal öffnete sie Rußlands Fenster noch wei-
ter nach draußen. So wurde im Oktober der Ver-
kauf mehrerer westlicher Zeitungen angekündigt,
darunter die International Herald Tribune, die Ti-
mes. die Wiener Presse, das Wochenblatt Die Zeit,
die Süddeutsche Zeitung und die Neue Zürcher
Zeitung. Sie sind seit Anfang 1989 erhältlich; auf-
grund einer Vereinbarung mit dem deutschen
Burda-Verlag gibt es erstmals Anzeigen in der
Iswestija ). Im Fernsehen werden westliche Serien
ausgestrahlt und Werbespots von American Ex
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-
press gezeigt. In einer Fernsehunterhaltung tauchte
die Frage nach der Möglichkeit auf, den Staatssi-
cherheitsdienst (KGB) zu kontrollieren19). Unter
dem Titel „Mehr Demokratie — Weniger Geheim-
nisse“ wurde in der Iswestija der Leiter der staatli-
chen Zensurbehörde Glawlit examiniert. Dieser
schlug in dem Interview vor, die Tätigkeit von
Glawlit in dem in Vorbereitung befindlichen Gesetz
über die Presse zu regeln20).

Erstmals wurden im Obersten Sowjet die sowjeti-
schen Staatsfinanzen offengelegt. Anfang des Jah-
res 1989 ging man mit Presseberichten über die kri-
tische Lage des Budgets hier noch einen Schritt wei-
ter. Eine Studie, die in der Socialistischeskaja Indu-
strija veröffentlicht wurde, gibt Einblick in die
strukturelle Armut im Lande. Jeder fünfte Sowjet-
bürger lebe bei einem Monatseinkommen von etwa
70 Rubeln an der Schwelle der „Minderbemittelt-



heit“. In der Komsomolskaja Prawda wurde das
Tagebuch eines 1983 wegen vorgeblich illegaler Ge-
schäfte zu zehn Jahren Haft verurteilten Strafgefan-
genen, der jedoch im Sommer 1987 amnestiert wor-
den war, publiziert. Daraus ging hervor, daß Schi-
kanen aus den Lagern noch nicht verschwunden
seien. Im Dezember 1988 wurde nach Gorba-
tschows Rede vor der UNO US-Reportern die Be-
sichtigung eines Straflagers im Ural gestattet ).21

Wenn es auch schon früher möglich war, in Ansät-
zen bestimmte „weltanschauliche“ Tendenzen
mancher Presseorgane zu erkennen, so läßt die
neue Kultur des Dialogs und der Polemik solche
Trends deutlicher hervortreten. Vor allem literari-
sche Zeitschriften geben dies dadurch kund, daß sie
vorzugsweise Autoren einer bestimmten Denkrich-
tung drucken; ein weiteres Indiz kann ein Schlagab-
tausch unter Presseorganen über solche Vorlieben
sein. Charakteristisch für die konservativen, an der
russischen „Bodenständigkeit“ orientierten Zeit-
schriften „Na Sovremennik“ (Unser Zeitgenosse)
und „Molodaja Gvardija“ (Junge Garde) ist ihr
Mißfallen an der Linie der Zeitschrift Ogonjok
(Feuerchen), die einen radikalen Perestroika-Kurs
verficht. Auf einem der jüngsten unter den fast
regelmäßigen Treffen Gorbatschows mit Journali-

sten und Publizisten protestierte der Chefredakteur
der „Molodaja Gvardija“ gegen die Veröffent-
lichung des satirischen Romans von Wladimir
Wojnowitsch über „Das Leben und die ungewöhn-
lichen Abenteuer des Soldaten Iwan Tschonkin“.
Er hielt das Werk des in München lebenden Exil-
russen für eine „Verleumdung“ der Sowjetarmee.
Glasnost trieb aber auch seltsame Blüten der fol-
genden Art: Ein Reporter der Iswestija entdeckte
in der spanischen Zeitung ABC ein Interview des
nationalkonservativen sowjetischen Malers Ilja
Glasunow, in dem dieser die Künstler der russi-
schen Avantgarde abwertend als „kommunistisch“
und als „Kommissare“ bezeichnet und kein Hehl
aus seinen Sympathien für den zaristischen Minister
Stolypin sowie aus seiner Abneigung für den „Welt-
freimaurer“ L. N. Tolstoi gemacht hatte. Glasu-
now gab sich zwar als ein Anhänger der Perestroika
aus, doch müsse man, so meinte er, „den Marxis-
mus/Leninismus etc. wegnehmen“, um das alte
Fundament zu verändern. Über Glasunows Inter-
view berichtete die Iswestija mit einem ironischen
Kommentar: So sei eben Glasnost; allerdings müsse
Besorgnis erregen, daß der Künstler offenkundig
zwischen Interviews für „zuhause“ und für den
„Exportgebrauch“ unterscheide ).22

V. Glasnost als Quelle neuer Verfassungskonzepte

Wirklich bahnbrechende Entwicklungen zeitigte
Glasnost im Rahmen der Volksaussprache über die
Verfassungsänderungen und -ergänzungen, die im
Spätherbst 1988 abgehalten wurde. Die Dialektik
von Glasnost und Perestroika trat hier offen zutage.
Denn die gerade vorgelegten Reformkonzepte wur-
den in der öffentlichen Diskussion durch neue „Va-
rianten“ und „optimale Lösungen“ schon wieder
eingeholt und überholt. Zugleich wurde fühlbar,
daß es noch eines weiteren Strukturwandels der
Öffentlichkeit bedarf, um die Meinungen zu bün-
deln und zu kanalisieren. Formell handelte es sich
nur um eine Teilreform der Verfassung von 1977,
vorwiegend um die neue Stellung der höchsten Or-
gane der Macht und um ein neues Wahlrecht. Die
Vorlagen orientierten sich weitgehend an den Reso-
lutionen der 19. Parteikonferenz. Doch schon wur-
den grundlegende Einwände dagegen laut; die Kri-
terien für den Einspruch bezog man mehr oder
weniger explizit aus den Demokratietheorien und
Erfahrungswerten westlicher parlamentarisch-
rechtsstaatlicher Gemeinwesen.

Verschiedentlich wurde an dem eigentümlichen
parlamentarischen Dualismus und an dem Wahl-

modus der Deputierten Kritik geübt. Von namhaf-
ten Juristen wie von Leserbriefschreibern wurde
eingewandt, daß das neue Wahlrecht gegen die
Prinzipien einer gleichen und direkten Wahl ver-
stoße231 ). Die Einrichtung eines Kongresses von
2 250 Volksdeputierten, der aus seiner Mitte die
422 Mitglieder des neuen, ständigen Obersten So-
wjets wählen soll, wurde schlicht für überflüssig
erklärt. Dem wurde vorgezogen, den Obersten So-
wjet als einziges parlamentarisches Gremium in di-
rekter Wahl zu bestellen. Während sich dieser als
die „ständig“ wirkende und mit der Gesetzgebung
betraute Volksvertretung schon dem Typ eines
westlichen Parlaments annähert, erscheint der neue
Kongreß der Volksdeputierten eher dem frühe-
ren Obersten Sowjet nachempfunden. Laut Boris
Kuraschwili erinnert der Kongreß gar an den alten
zaristischen Semskij Sobor (Ständevertretung). In
der eigentümlichen Kombination von Kongreß und
Oberstem Sowjet könne man nicht ein normales
Parlament erkennen, sondern einerseits ein
„Über“-, andererseits ein „Unterparlament'
(„Nadparlament" und „Podparlament“)24).

Viele Debattenteilnehmer beschäftigten sich mit
der Rolle und der Qualität der Abgeordneten sowie



mit dem Vertretungsprinzip überhaupt. Dieses
sieht vor, daß ein Drittel der 2 250 Delegierten aus
territorialen Einheiten, weitere 750 von den Natio-
nalitäten und der dritte Anteil von 750 Abgeordne-
ten aus „gesellschaftlichen Organisationen“ ermit-
telt werden. Dabei schlüsselt sich das letzte Drittel
so auf, daß 100 Abgeordnete von der KPdSU dele-
giert werden, je weitere hundert von den Gewerk-
schaften und den genossenschaftlichen Organisatio-
nen (Kooperativen), je weitere 75 vom Komsomol.
denFrauenverbänden, Verbänden der Kriegs- und
Arbeitsveteranen sowie Wissenschaftsorganisatio-
nen und Künstlerverbänden. Die verbleibenden
75 Abgeordneten werden von anderen gesellschaft-
lichen Organisationen nominiert. Doch auch diese
Organisationen müssen „in Übereinstimmung mit
den gesetzlichen Vorschriften gebildet werden und
über Allunionsorgane verfügen“, so daß der Spiel-
raum für den Einzug beispielsweise der neuen „in-
formellen Gruppen“ äußerst gering ist. In der
Volksaussprache wurde dies und die Art der Quo-
tierung kritisiert, ja, man sprach sogar von einem
„ständischen“ Vertretungsprinzip. Außerdem
wurde die gegebene Möglichkeit der Mehrfachwahl
als Verstoß gegen das Prinzip der „gleichen“ Wahl
kritisiert. Eine solche Möglichkeit habe es, so hieß
es, nicht einmal für englische Lords gegeben. Als
Kriterium für die Wahl der Abgeordneten müsse in
erster Linie deren „eigenständiges gesellschaftlich-
politisches Programm“ gelten25).

28) Vgl. Izvestija vom 15. 11. 1988 und Literaturnaja Gazeta
vom 16. 11. 1988.
29) Vgl. Das Wesen der politischen Reform in der UdSSR,
Gespräch mit Akademiemitglied W. Kudrjawzew, in: Pro-
bleme des Friedens und des Sozialismus, 31 (1988) 9,
S. 1201.

Trotz aller Schwächen der Vorlage wurde jedoch
auch die Hoffnung auf einen wirklichen Parlamen-
tarisierungsprozeß ausgesprochen, worunter man
die Herausbildung „opponierender Strukturen.
Gruppen. Personen“ versteht26). Häufig wurde die
Meinung geäußert, daß Abgeordnete sich vorzugs-
weise unter Juristen. Ökonomen und führenden
Persönlichkeiten aus der Politik rekrutieren sollten.
Dabei wurde auf entsprechende Gegebenheiten in
westlichen Parlamenten verwiesen.

Im Hinblick auf die prinzipiell angestrebte Tren-
nung von Partei- und Staatsfunktionen wurde mehr-
fach ein „Parteiengesetz“ gefordert. Denn nur eine
gesetzliche Regelung könne hier eine klare Abgren-
zung erwirken „und dem Übel der doppelten Arbeit
(dublirowanie) ein Ende bereiten“27). Im Zusam-
menhang mit dem zentralen Strukturproblem der
Vermischung von Partei und Staat wurde auch die
Stellung des Präsidenten, der neuen „höchsten
Amtsperson“ im Lande, kritisiert. Der für die
Dauer von maximal zweimal fünf Jahren vom Kon-
greß der Volksdeputierten zu wählende Präsident
s01 grundsätzlich jenem nur wenige Tage im Jahre
zusammentretenden „Superparlament“ verant-

25)V gl. Pravda vom 31. 10. 1988; Izvestija vom 5. 11. 1988
andIMoskovskie Novosti vom 20. 11. 1988.
26)Vgl. Literaturnaja Gazeta vom 16. 11. 1988.

) Vgl. Izvestija vom 17. 10. 1988.

wörtlich sein. Der bekannte Ökonom Nikolaj Po-
pow beschäftigte sich mit der Frage, ob der Präsi-
dent eigentlich an der Spitze der gesetzgebenden
oder der ausführenden Macht stehe; wenn beides
zutreffe und sich das Amt des Generalsekretärs der
KPdSU noch damit verbinde — „von welcher Ge-
waltenteilung ist dann die Rede?“ Kuraschwili
machte klar, daß die Einführung eines Präsidial-
systems nur im Zusammenhang mit der Existenz
eines Mehrparteiensystems und einer parlamentari-
schen Opposition Sinn gebe28).

Die Gewaltenteilung als neues und für einen
Rechtsstaat unabdingbares Strukturprinzip spielte
in der Verfassungsdebatte eine große Rolle. Noch
auf der 19. Parteikonferenz war man über diesen
Begriff „hinweggeglitten“, obwohl das Eintreten
Gorbatschows und anderer Redner für die Unab-
hängigkeit der gewählten Sowjets gegenüber deren
Exekutivkomitees faktisch die Einführung dieses
Prinzips zur Voraussetzung hat. Zahlreiche Staats-
rechtler scheuten sich indessen nicht, den Begriff
der Gewaltenteilung im ursprünglichen Montes-
quieuschen Sinne zu verwenden. Die im angelsäch-
sischen Staatsdenken gebräuchliche Formel der
„checks and balances" wurde bald ins Russische
übertragen; nur gelegentlich wurde ihr das Adjektiv
„sozialistisch“ vorangestellt. Der Leiter des Insti-
tuts für Staat und Recht, der kürzlich zum „Mit-
glied“ (Akademik) der hochangesehenen Aka-
demie der Wissenschaften ernannte Wladimir
Kudrjawzew, brachte fast beiläufig das seit 1917
hochgehaltene Prinzip der Gewaltenkonzentration
zu Fall. Er meinte, daß sich dieses von den
„Klassikern“ der Pariser Kommune entliehene und
idealisierte Modell als unbrauchbar erwiesen habe.
Denn „ein großer moderner Staat ist nicht die Pari-
ser Kommune, die im Grund eine städtische Selbst-
verwaltung war“ ). So löste man sich geradezu29 mit
Nonchalance von überkommenen Strukturprinzi-
pien, nicht selten mit gleichzeitigen Lippenbe-
kenntnissen zu Lenins Vermächtnis.

Im Zusammenhang mit der Gewaltenteilung wurde
dem Grundsatz der Inkompatibilität — etwa zwi-
schen Abgeordnetenmandat und Ministeramt —
sowie der neuen Stellung der Gerichte besondere
Aufmerksamkeit geschenkt. Helle Empörung löste
der Umstand aus. daß im Verfassungsentwurf, ab-
weichend von den Beschlüssen der Parteikonfe-
renz. eine Wahl der Richter durch den gewählten
Sowjet der gleichen territorialen Einheit vorgese-
hen war. Die Einsprüche müssen jedenfalls so über-
wältigend gewesen sein, daß die zuständige Gesetz-
gebungskommission sogleich nachgab. Um eine



größere Autonomie der Richter gegenüber den be-
kannten „örtlichen Einflüssen“ zu gewährleisten,
sollen jene nun von den Sowjets der nächsthöheren
Territorialeinheit gewählt werden. Immer wieder
wurde auch die Einführung von Geschworenenge-
richten als erstrebenswert gesehen. Dabei ent-
deckte man, daß auch Lenin „die demokratischen
Züge“ der schon im Zarismus bestehenden Einrich-
tung geschätzt habe 30).

Generell wurde bemängelt, daß nicht gleich eine
neue Verfassung in Angriff genommen wurde.
Viele störten sich an der Beibehaltung der Präam-
bel, da sie so überholte Begriffe wie den „entwik-
kelten Sozialismus“ festlege. Man wünschte sich
eine Volksabstimmung über eine neue Verfassung.
Überhaupt wurde der Ruf nach der Abhaltung von
Referenden immer lauter. Boris Jelzin sah hierin
die Chance, das sowjetische Volk endlich aktiv an
der politischen Willensbildung zu beteiligen. Man-
che zogen Referenden klar den vielfach praktizier-
ten Volksaussprachen vor. „Was haben sie schon
gebracht?“, fragte der Rechtsgelehrte W. Kasimir-
tschuk, „einen Anstieg der gesellschaftlichen Akti-
vität? Nun, das ist wenig.“ Bei allem Stolz über die
große Zahl der Zuschriften dürfe man nicht überse-
hen, daß diese keine ernsthafte Berücksichtigung
fänden31).

Ein wichtiges Ergebnis der Volksaussprachen im
Frühjahr und im Herbst 1988 war, daß der neue
„Pluralismus der Meinungen“ machtvoll aus dem
Prokrustesbett der herkömmlichen Kommunika-
tions- und Partizipationsformen herausdrängte. Die
ständige Ausweitung der kritischen Öffentlichkeit
ging mit neuen Möglichkeiten des Dialogs zwischen
Bürger und Staat und der Bildung gesellschaftlicher
Gruppen einher und führte zum Meinungsstreit
zwischen Presseorganen, den wichtigsten Agentu-
ren der Öffentlichkeit. In ihnen wurden auch neue
Rubriken und Spalten für die Aussprache zur Ver-
fügung gestellt: immer wieder Leserbriefe, zur
Gänze oder „Teile“ aus diesen, weiter „Leserbriefe
im Streit untereinander“ und „Dialoge der Leser“;
Gespräche von Zeitungsreportern mit Verfassungs-
juristen über die in der Leserpost aufgeworfenen
Fragen; Streitgespräche unter Experten oder die
gleichzeitig abgedruckten Kommentare von Wis-
senschaftlern mit jeweils unterschiedlichen Ein-
schätzungen der Stellung des Präsidenten, des
neuen Repräsentationsprinzips und des Wahl-
rechts.

Die Prawda meldete, daß sie während eines Monats
„Volksaussprache“ 5 666 Leserbriefe erhalten

habe; 114 einschlägige Artikel, ferner Korrespon-
denzen und Anmerkungen seien veröffentlicht wor-
den. In einem Leserbrief an die Prawda wurde die
Volksaussprache als ein „bisher einzigartiges Phä-
nomen des scharfsinnigen Ansturms eines ganzen
Volkes auf die dringlichsten Fragen der Entwick-
lung des Landes und der Gesellschaft“ bezeichnet.
In dem gleichen Schreiben wurde jedoch bedauert,
daß es „keinen genügend mächtigen und ständig
wirkenden Mechanismus der Auseinandersetzung,
der Prüfung, der Vereinheitlichung der Meinung
und der Analyse der kritischen Mitteilungen und
Vorschläge der Werktätigen“ gebe. Die Prawda
setzte dem die Hoffnung entgegen, daß fürs erste
die Soziologen schon dazu beitragen würden, „eine
vollständigere Vorstellung von der öffentlichen
Meinung zu erhalten“32).

Über das Problem einer effektiveren und demokra-
tischeren Umsetzung der Bürgermeinung dozierte
auch die Staatsrechtlerin F. A. Jerschanowa. Zur
besseren Erhebung der öffentlichen Meinung soll-
ten die Bürger an den parlamentarischen Beratun-
gen beteiligt werden, etwa mittels der Gründung
„eines Netzes von Konsultativorganen, welche die
Funktion von Zentren der Prüfung und der Koor-
dination unterschiedlicher Meinungen sowie die
Berücksichtigung der Vorschläge von Wissen-
schaftlern und Spezialisten übernehmen könnten“.
Eine weitere Möglichkeit bestünde in der Bildung
von „Konsultativsowjets“ in jedem Glied der
Selbstverwaltung33). Schon vor der 19. Parteikon-
ferenz war erörtert worden, wie im Einparteien-
staat politische Meinungsvielfalt institutionell ver-
mittelt werden könnte. Nach Kuraschwili käme die
Bildung einer „demokratischen Union aller sozia-
len Kräfte“ als Forum für Parteilose in Frage. Ein
solcher Verband sollte das Recht auf Gesetzes-
initiative haben und Referenden Vorschlägen kön-
nen. Andere hatten zu erwägen gegeben, die schon
vorhandenen „informellen Gruppen“ als Träger be-
stimmter sozialer und politischer Interessen zu för-
dern34).

In all diesen Überlegungen offenbart sich das Di-
lemma, plurale oder „opponierende Strukturen“
mit dem Einparteienstaat zu kombinieren. Daß der
„Pluralismus der Meinungen“ der gruppenförmigen
Artikulation und Aggregation bedarf und dahin
drängt, manifestiert sich schon in der laufenden
Wahlkampagne zum ersten Volkskongreß. Trotz
der verfassungsmäßigen „Regulierung“ gesell-
schaftlicher Interessen durch die Nominationsweise



der Deputierten zeichnen sich dazu querlaufende
Tendenzen der Bildung von Lobbies und unter-
schiedlicher politischer Strömungen ab. So erklären

sich auch die von Demonstrationen begleiteten
Vorgänge um die Kandidatur des Bürgerrechtlers
Andrej Sacharow.

VI. Zur Dialektik von Glasnost und Perestroika

Wenn es sich bei den Volksaussprachen auch um
ein seit längerem etabliertes Verfahren handelt,
den Ratschlag der Bürger einzuholen, so zeichnete
sich die Verfassungsdebatte 1988 doch durch meh-
rere Besonderheiten aus: Sie bot das vergleichs-
weise breiteste Spektrum alternativer Meinungen,
und sie brachte „Vorläuferideen“ für den weiteren
Umbau zum Ausdruck. Schließlich war die erzielte
Mobilisierung beachtlich. Gorbatschow konnte auf
der außerordentlichen Tagung des Obersten So-
wjets am 29. November 1988 auf den Eingang von
über 300 000 Stellungnahmen verweisen. Sie gaben
Anlaß dazu, daß 32 der 62 Artikeln des Wahl-
rechtsentwurfs und 26 von 55 zu ändernden Verfas-
sungsartikeln „verbessert und geklärt“ wurden35).
Das Engagement der Bevölkerung in der Verfas-

3) Vgl. Pravda vom 30. 11. 1988.

sungsdebatte signalisiert auch, daß die Idee der
Perestroika des politischen Systems auf breite Re-
sonanz stößt.
Noch ist nicht absehbar, aus welchen Einzelteilen
sich der sowjetische Um- bzw. Neubau letztlich zu-
sammensetzen und welchem Typus er zuzuordnen
sein wird. Sicher ist aber, daß den maßgeblichen
Architekten der Perestroika das Gebäude, welches
zum Abbruch ansteht, in allen Einzelheiten be-
kannt ist. Der bisherige Umgestaltungsprozeß
zeigt, daß man sich dabei freimütig an den „Erfah-
rungen des welthistorischen Prozesses“ orientiert,
zumal an liberalen und rechtsstaatlichen Vorlagen.
In den jüngsten Verfassungsänderungen wurden er-
ste Schritte zur konkreten Aneignung solcher
Werte vollzogen. Angesichts der imperativen Kraft
der neuen öffentlichen Meinung ist zu erwarten,
daß sie auch weiterem Wandel Dynamik verleiht.



Heinz Timmermann

Die KPdSU und das kommunistische Parteiensystem
Paradigmenwechsel in Moskau

L Pluralität der Entwicklungswege zum Sozialismus

Das „neue politische Denken“ in Moskau findet sei-
nen Ausdruck nicht nur in dem Bemühen um einen
radikalen Umbau des inneren Systems sowie um
einen entschiedenen Kurswechsel in der sowjeti-
schen Außen- und Sicherheitspolitik. Es ist darüber
hinaus begleitet von einem tiefgreifenden Wandel
auch im kommunistischen Parteiensystem, von ei-
nem „schwierigen Prozeß der Perestroika in der
internationalen kommunistischen Bewegung und
ihren Gliederungen) .1

So geht man in Moskau heute zwar auch weiterhin
von der Existenz einer kommunistischen Weltbe-
wegung aus und fühlt sich sogar als aktiver Bestand-
teil dieser Bewegung, wie Gorbatschow zuletzt vor
der 19. Parteikonferenz vom Juni 1988 betonte.
Bereits auf dem 27. KPdSU-Kongreß vom Frühjahr
1986 hatte er jedoch zugleich unterstrichen, daß
die kommunistische Bewegung nunmehr in eine
„qualitativ andere Entwicklungsetappe eingetre-
ten“ sei — eine Etappe, in der der Kampf für die
gemeinsamen Ziele nichts mit „Uniformität“,
„Hierarchie“ oder dem „Anspruch einer Partei auf
den Monopolbesitz der Wahrheit“ zu tun hätte2).
In bemerkenswertem Anklang an Togliatti — den
für mehr Autonomie der Einzelparteien werbenden
langjährigen Generalsekretär der italienischen KP
(KPI) — sprach Gorbatschow kurz nach seinem
Amtsantritt sogar von der „Einheit in der Vielfalt“
als dem charakteristischen Merkmal der für Frieden
und Fortschritt eintretenden Kräfte ).3

Damit nahm Gorbatschow Abschied von überkom-
menen Vorstellungen Moskaus über den Charakter
der internationalen kommunistischen Bewegung.
Noch unter Breschnew hatte die Sowjetführung
— wenn nicht verbal, so doch inhaltlich — an der
Vorstellung festgehalten, daß sich die Kommuni-
sten bei allen formalen Varianten der Entwick-

lungswege ideologisch-politisch letztlich auf ein
Zentrum hin orientieren müßten — auf die KPdSU.
In diesem Rahmen bezeichnete es die Breschnew-
Führung wie ihre Vorgängerinnen als Hauptauf-
gabe aller kommunistischen Parteien, das Gesell-
schaftsmodell sowjetkommunistischen Typs konse-
quent zu verteidigen und im Zeichen des proleta-
risch-sozialistischen Internationalismus die Außen-
politik der UdSSR in all ihren Aspekten vorbehalt-
los zu unterstützen4).

Die Moskauer Ideologen begründeten diese Forde-
rung zum einen damit, daß die KPdSU den Auftrag
der von den sowjetischen Kommunisten ins Werk
gesetzten Oktoberrevolution konsequent erfülle
und in ihrem Handeln die Wege zur Lösung jener
Probleme weise, „mit denen die Werktätigen ande-
rer. zum Aufbau einer neuen Gesellschaft schrei-
tender Länder unvermeidlich konfrontiert wer-
den“5). Darüber hinaus — so hieß es — fehle dem
Sowjetsystem die dem Imperialismus eigene Dyna-
mik zu Aggression und Expansion: Seine Außen-
und Sicherheitspolitik sei ihrem Wesen nach fried-
liebend und stelle die Synthese des Friedensstre-
bens der gesamten Menschheit dar. Als Haupt-
macht des revolutionären Weltprozesses bilde die
Sowjetunion somit — gemeinsam mit ihren Ver-
bündeten — den entscheidenden Faktor zur Verän-
derung des internationalen Kräfteverhältnisses zu-
gunsten des Sozialismus. Damit eröffne sie auch
den anderen kommunistischen Parteien zuverläs-
sige Perspektiven, sei sie die Garantien für Frieden
und sozialen Fortschritt in der Welt6).

Die Organisierung multilateraler Kommunisten-
konferenzen globalen und gesamteuropäischen Zu-
schnitts mit allgemeinverbindlichen Abschlußdoku-
menten — nach dem Beispiel der Moskauer Welt-
konferenz von 1969 und der Ost-Berliner Konfe-
renz der europäischen kommunistischen Parteien
von 1976 — galt der KPdSU als wichtiger Hebel zur
Durchsetzung dieser Linie unter den kommunisti-



sehen Parteien. Noch im Dezember 1984 mahnte
Politbüro-Kandidat Ponomarjow, damals als ZK-
Sekretär zuständig für die Beziehungen zu den
nichtregierenden kommunistischen Parteien, zur
Intensivierung der Vorbereitungen für eine neue
kommunistische Weltkonferenz7).

Nach anfänglichem Zögern scheint die Sowjetfüh-
rung unter Gorbatschow Pläne zur Einberufung ei-
ner neuen KP-Weltkonferenz — gegen den
Wunsch vieler traditionalistisch orientierter Par-
teien8) — mittlerweile endgültig fallengelassen zu
haben: „Die Zeiten der Komintern, des Informa-
tionsbüros und selbst die Zeiten der bindenden In-
ternationalen Beratungen sind vorbei“, betonte der
Generalsekretär 1987 in seiner Rede zum 70. Jubi-
läum der Oktoberrevolution, wobei er noch einmal
unterstrich, daß alle kommunistischen Parteien
„restlos und unumkehrbar selbständig“ seien9).
Darüber hinaus verzichtet die KPdSU heute aus-
drücklich darauf, das Sowjetsystem als für alle kom-
munistischen Parteien vorbildlich hinzustellen und
daraus einen de-facto-Führungsanspruch abzulei-
ten.

DieserVerzicht ergibt sich zum einen aus der eher
pragmatisch-selbstkritischen Erkenntnis, daß die
Aufrechterhaltung eines Anspruchs auf Vorbild-
haftigkeit angesichts von Stagnation und multidi-
mensionaler Krise in der Entwicklung der Sowjet-
union sowie im Licht verhängnisvoller außenpoliti-
scher Fehlentscheidungen Moskaus absurd wäre
(„Wir predigten anderen die Revolution und waren
selbst konservativ“, so ein sowjetischer Publizist in
einer italienischen KP-Zeitschrift, )). Zum ande10 -
ren wurzelt der Verzicht auf Führung in einem be-
merkenswerten Umdenken auch in der Theorie:
Die Pluralität der Entwicklungswege zum Sozialis-
muswird von den sowjetischen Reformern heute als
positive Erscheinung und als Chance zu gegenseiti-
gem Lernen und wechselseitiger inhaltlicher Berei-
cherung eingeschätzt — anders als früher, als man
eine solche Pluralität als eine bloße Vielfalt in den
Formen angesehen und, wenn überhaupt, nur wi-
derwillig toleriert hatte.

Die ideologisch-politische Neuausrichtung führte
seit Amtsübernahme Gorbatschows zu paradox an- 
mutenden Entwicklungen und radikalen Umwäl-
zungen in den Beziehungen der KPdSU zu ihren
Bruderparteien: Die Traditionalisten unter ihnen

werden kritisiert und zur Überwindung ihres „dog-
matischen Fundamentalismus“ angehalten11); die
Reformer dagegen finden in Moskau offen Lob und
Anerkennung. So ist die KPL die zuvor immer wie-
der mit heftiger Polemik überzogen worden war,
heute fast die einzige KP des Westens, die von der
KPdSU geachtet und emstgenommen wird — nicht
zuletzt gerade deshalb, weil sie ein eigenständiges
Profil entwickelt und sich während der Breschnew-
sehen Stagnationsperiode sowjetischen Pressionen
gegenüber resistent gezeigt hatte.

Mittlerweile übernahm die KPdSU, z. T. bis in die
Begrifflichkeit hinein, sogar zentrale Thesen und
Konzeptionen, die zuerst von der KPI und anderen
kommunistischen Reform-Parteien wie dem Bund
der Kommunisten Jugoslawiens (BdKJ) entwickelt
worden waren ). Das gilt für die Notwendigkeit
einer Historisierung Lenins und die Anerkennung
einer Pluralität von Sozialismusmodellen ebenso
wie für das Konzept einer „Einheit in der Vielfalt“
und eines „neuen Internationalismus“ unter den
Fortschrittskräften; für die Neueinschätzung von
Imperialismus, Kapitalismus und internationaler
Sozialdemokratie; für die Anerkennung globaler
Interdependenzen in der Außenpolitik sowie für die
universelle Geltung der friedlichen Koexistenz, bei
der im Zeichen eines „historischen Kompromisses“
zwischen Ost und West

12

den Menschheitsinteressen
Vorrang vor den Klasseninteressen einzuräumen
sei.

Seinen organisatorischen Ausdruck fand dieses
konzeptionelle Umdenken darin, daß die KPdSU-
Führung — auch hier einer früheren Anregung der
Reform-Parteien folgend — anläßlich des 70. Jubi-
läums der Oktoberrevolution (November 1987) ein
informelles Treffen der in Moskau anwesenden
Repräsentanten von insgesamt 178 Parteien und
Bewegungen aus 120 Staaten organisierte. Im ein-
zelnen folgten der Einladung 100 kommunistische
Parteien, 29 sozialistische und sozialdemokratische
Parteien, 40 Parteien und Bewegungen aus der
Dritten Welt sowie solche Parteien wie der Indische
Nationalkongreß, die finnische Zentrumspartei und
die GRÜNEN aus der Bundesrepublik Deutsch-
land ).13

Auf diesem Treffen äußerten einige Redner zwar
teilweise scharfe Kritik an bestimmten Aspekten
der sowjetischen Politik, so etwa an der Militärin-



tervention in Afghanistan, an der Unterdrückung
von Menschenrechten, an der zivilen Nutzung der
Kernenergie, an dem starken Einfluß der Militärbü-
rokratie. Aus der Sicht der Moskauer Reformer
war dies jedoch leicht zu verschmerzen. Zum einen
entsprach diese Kritik in den meisten Punkten ihrer
eigenen Einschätzung und konnte damit als zusätz-
liches Argument in der Auseinandersetzung mit
Konservativen in den eigenen Reihen dienen. Zum
anderen wurde sie bei weitem aufgewogen durch
die Chance, über die kommunistischen Parteien
hinaus bis in das bürgerliche Lager hinein Sympa-
thiewerbung für das Moskauer „neue politische Den-
ken“ zu betreiben und die Vision einer „vollkomme-
neren Kultur der Beziehungen zwischen den fort-
schrittlichen Kräften“ in aller Welt zu umreißen ).14

Insgesamt signalisiert das Moskauer Treffen, das
gerade wegen seines breiten Teilnehmerkreises und
seines offenen Meinungsaustauschs auch von so kri-
tischen Parteien wie der KPI und den BdkJ positiv
bewertet wurde, für die KPdSU einen Durchbruch
in ihrem Bemühen um den anvisierten Dialog mit
möglichst vielen Kräften — „unabhängig davon, ob
es mit ihnen irgendwelche Divergenzen gibt oder
nicht“15). Ganz offensichtlich hatte sie das Treffen
— im Zeichen wachsender globaler Interdependen-
zen — als Alternative zu den traditionellen Kom-
munistenkonferenzen konzipiert, als zukunftswei-
sendes Pilotprojekt und als Modell für die Austra-
gung des angestrebten positiven Wettbewerbs zwi-
schen unterschiedlichen geistig-politischen Strö-
mungen in Ost und West.

14) Gorbaev vor den Vertretern der 178 Parteien und Be-
wegungen, in: Pravda vom 5. 11. 1987.
1 So V. Zagladin, in: Pravda vom 28. 6. 1988.
16) So A. Jakovlev, in: Pravda vom 17. 12.1988, bzw. Gor-
baev, in: Pravda vom 16. 11. 1988.

17) Rede Gorbaevs vor dem ZK, in: Pravda vom 19.2
1988.
18) So als einerder ersten Sevardnadse in einer Rede vor den
Mitarbeitern des Außenministeriums, in: Vestnik Min
sterstva Inostrannych Del SSSR. (1987) 2, S. 30-34, hier
S. 32.
”) Abgedruckt in: Pravda vom 19. 3. 1988.

II. Moskau und das „sozialistische Weltsystem“

Das Streben der Sowjetführung nach einer „voll-
kommeneren politischen Kultur der Beziehungen“
manifestiert sich deutlich sichtbar in der program-
matischen Neuausrichtung der KPdSU gegenüber
dem „sozialistischen Weltsystem“, d. h. der Ge-
samtheit der 15 regierenden kommunistischen Par-
teien. So ist der Appell zur Befolgung „allgemeiner
Gesetzmäßigkeiten“ beim Aufbau des Sozialismus
aus den sowjetischen Dokumenten fast vollkom-
men verschwunden. Das ist eine logische Konse-
quenz der Tatsache, daß die Moskauer Reformer
selbst angesichts der von ihnen konstatierten „au-
thentischen Entwicklungskrise der Sowjetgesell-
schaft und des Weltsozialismus“ den Inhalt dieser
Gesetzmäßigkeiten nicht mehr klar definieren kön-
nen und sich auf die Suche nach „neuen Kriterien
des sozialistischen Wesens“ (socialistiönost’) bege-
ben16). Bemerkenswerterweise finden sich in so-
wjetischen Grundsatzerklärungen auch nur noch
selten Hinweise auf den „sozialistischen Internatio-
nalismus“. der als Prinzip für die Beziehungen zwi-
schen den sozialistischen Staaten im Zeichen der
Breschnew-„Doktrin der beschränkten Souveräni-
tät“ ein grundsätzliches Recht der Sowjetunion auf
militärische Intervention in diesen Ländern ein-
schloß.

Inzwischen erteilt die KPdSU-Führung jeglichem
Anspruch einer bestimmten Partei auf ein „Mono-
pol aufWahrheit“ eine deutliche Absage und unter-
streicht das Recht aller Staaten — also programma-
tisch auch der sozialistischen — auf die „Freiheit
der sozialen und politischen Wahl“ ihres Gesell-
schaftssystems und dessen konkreter Ausgestal-

tung17). Auch zwischen den sozialistischen Staaten
herrsche jetzt ein Wettbewerb um das bessere Sy-
stem — heißt es in Moskau —, bei dem jeder vom
anderen lernen könne. Abgerundet wird diese Neu-
ausrichtung schließlich dadurch, daß die Sowjeifüh-
rung dem Prinzip der friedlichen Koexistenz univer-
selle Geltung beimißt und es somit nicht länger auf
die Beziehungen zwischen Staaten unterschiedli-
cher Gesellschaftsordnung beschränkt ).18

Beispielhaft für das Umdenken in Moskau sind die
Kernaussagen der sowjetisch-jugoslawischen Erklä-
rung anläßlich des Gorbatschow-Besuchs in Bel-
grad vom März 1988 ). Unter Verweis auf die19

„universellen Prinzipien“ der bekannten bilateralen
Deklarationen von Belgrad (1955) und Moskau
(1956) und deren „unvergänglichen Wert“ bekräf-
tigt die KPdSU darin gemeinsam mit dem BdK
ihre Bereitschaft, die Beziehungen auf der Basis der
„Unabhängigkeit, der Gleichberechtigung, der
Nichteinmischung, der Verantwortung jeder Partei
vor der Arbeiterklasse und dem Volk ihres Landes,
der gegenseitigen Respektierung der verschiedenen
Wege des Aufbaus des Sozialismus sowie der inter-
nationalen Lage auch künftig weiterzuentwickeln
und zu bereichern“. Dabei werde keine Seite den
Anspruch erheben, so die Erklärung weiter, „ir-
gend jemandem die eigenen Vorstellungen von der
gesellschaftlichen Entwicklung aufzuzwingen.
denn der Erfolg „zeigt sich in der gesellschaftlichen
und politischen Praxis und wird durch konkrete
Ergebnisse bewiesen“.



la diesem Sinne unterstrich Gorbatschow gegen-
über seinen jugoslawischen Gastgebern die Auffas-
sung. daß „die Kraft des Sozialismus in seiner Viel-
gestaltigkeit un<d im Reichtum seiner internationa-

len Erfahrungen“ liege. Bemerkenswerterweise sah
er den grundlegenden Wert des Abschlußdoku-
ments nicht zuletzt darin, daß es „in seiner Bedeu-
tung über den Rahmen bilateraler Beziehungen
hinausreicht“20). Das trifft sicher zu für das Ver-
hältnis Moskaus zu dem weiteren Kreis der regie-
renden Parteien, so für die KP Kubas, die KP Viet-
nams und vor allem die KP Chinas. Die KPCh wird
sich zu der — von der KPdSU seit langem ange-
strebten — Wiederaufnahme der Parteibeziehun-
gen überhaupt nur dann bereiterklären, wenn sie
auf ähnlichen Prinzipien vollzogen wird, wie sie sich
in der sowjetisch-jugoslawischen Erklärung fin-
den21).

Noch sind jedoch Zweifel angebracht, ob die Sowjet-
führung die in der Erklärung verankerten Prinzipien
tatsächlich auch auf den engeren Kreis der im War-
schauer Pakt vereinten Länder der sozialistischen
Staatengemeinschaft und deren regierende kommuni-
stische Parteien bezieht. Zwar scheinen die Reformer
in Moskau prinzipiell bereit, die innere Demokratisie-
rung in diesen Ländern einschließlich der Herausbil-
dung eines echten Parteienpluralismus zu tolerie-
ren22) — unter der Voraussetzung jedenfalls, daß die
neuen Eliten die außen- und sicherheitspolitischen
Interessen der UdSSR respektieren. Offen bleiben
muß jedoch bis auf weiteres die Frage, ob die in Bel-
grad verkündeten Prinzipien des Rechts auf einen ei-
genen Weg den Härtetest der politischen Praxis ins-
besondere dann bestehen werden, wenn die Reform-
prozesse in Ländern der sozialistischen Gemeinschaft
zu Instabilitäten führen und außer Kontrolle geraten.

III. Kontroverse Diskussionen mit den Traditionalisten

Seit der Breschnew-Periode sind die Beziehungen
der KPdSU zu den nichtregierenden kommunisti-
schen Parteien im Westen und in der Dritten Welt
für Moskau zu einem immer weniger wichtigen Ne-
benschauplatz geworden. In Gorbatschows Bestsel-
ler „Perestroika“ finden sie — wie der Gesamtkom-
plex „internationale kommunistische Bewegung“
überhaupt — keine Erwähnung mehr. Dennoch
kommt die Sowjetführung nicht darum herum, ge-
genüber den Kommunisten im Westen und deren
Reaktion auf die ideologisch-politische Neuausrich-
tung in Moskau Position zu beziehen. An vorder-
ster Front steht dabei das für die Ausbildung von
Auslandskadern zuständige ZK-Institut für Gesell-
schaftswissenschaften mit seinem Direktor J. Kras-
sin an der Spitze. Krassin und sein Team liefern nicht
nur wichtige theoretische Beiträge zur sowjetischen
Neubewertung der politischen, wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklungen im Westen. Sie haben
darüber hinaus die spezifische Aufgabe, den nicht-
regierenden kommunistischen Parteien Inhalt und
Ziele des Moskauer „neuen politischen Denkens“
zu vermitteln — nicht zuletzt über multilaterale
Diskussionen im Rahmen der Prager Zeitschrift
»Probleme des Friedens und des Sozialismus“23).

Die 1958 gegründete Zeitschrift wird unter sowjeti-

scher Chefredaktion von 69 kommunistischen Par-
teien herausgegeben sowie in 69 verschiedenen
Ausgaben und 41 Sprachen in aller Welt vertrie-
ben.

Einen aufschlußreichen Einblick in diese Auseinan-
dersetzungen vermitteln die „Thesen“, die das Mos-
kauer ZK-Institut für Gesellschaftswissenschaften
den Vertretern der kommunistischen Parteien in
Prag im Dezember 1987 zur Diskussion stellte24).
Da die „Thesen“ die Tendenzen des sowjetischen
Umdenkens ebenso plastisch zum Ausdruck brin-
gen wie die daraus für die KPdSU erwachsenden
Probleme in ihren Beziehungen zu den Traditiona-
listen unter den westlichen kommunistischen Par-
teien, seien sie an dieser Stelle ausführlicher zitiert.
In ihren Kernaussagen heißt es u. a.:

Dialektik der Prioritäten: Angesichts der drängen-
den Überlebensfragen erlangen allgemeinmenschli-
che Werte „vorrangige Bedeutung gegenüber den
Divergenzen, die sich aus Klasseninteressen und
nationalen Interessen ergeben. Bedeutet das nicht,
Klassenpositionen, den Klassenkampf, das revolu-
tionäre Wesen der kommunistischen Partei aufzuge-
ben? Wenn man diese Frage zu beantworten sucht,
muß man unbedingt in Rechnung stellen, daß in der
nuklear-kosmischen Welt die Priorität der allgemei-
nen Interessen der Menschheit eine unerläßliche
Voraussetzung für sozialen Fortschritt ist. Wahr-
scheinlich muß man in diesem Zusammenhang über



ein System, eine Hierarchie der Ziele, Aufgaben und
Werte des Kampfes der Arbeiterklasse, der Kom-
munisten nachdenken.“

Von der Gewaltanwendung zum Kompromiß: Un-
ter den heutigen Bedingungen stellt sich die Frage:
„Welche Möglichkeiten bestehen für gewaltsame
Aktionen in einer Situation, da der Zusammenhang
zwischen inneren und internationalen Prozessen
immer enger wird? Bringt diese Situation nicht die
Tendenz zu nationaler Aussöhnung hervor? . . .
Wie passen überhaupt gewaltsame revolutionäre
Aktionen in das Konzept einer Welt ohne Ge-
walt?“

Kann der Klassengegner Partner sein? Da der
Kampf um das Überleben alle Menschen unabhän-
gig von ihrer Klassenzugehörigkeit angeht, sind jen-
seits der Klassengrenzen Kompromisse mit dem
Klassengegner notwendig, muß dieser im Zeichen
eines friedlichen Wettbewerbs der Gesellschaftssy-
steme „bei der Lösung allgemeinmenschlicher Auf-
gaben Partner werden“. Damit stellt sich auch „die
Frage der Methoden des ideologischen Kampfes auf
neue Weise. Die Ideologie hat Klassencharakter
und ist ein Boden für Klassenauseinandersetzun-
gen. Bringt aber nicht die Ganzheitlichkeit der wi-
dersprüchlichen Welt auch allgemeinmenschliche
Ideen hervor, die den Bodenfürgeistig-ideologische
und geistig-moralische Beziehungen bilden, welche
nicht auf ideologische Auseinandersetzungen hin-
auslaufen?“

Hegemonie statt Hegemonismus: Müssen nicht an-
gesichts des notwendigen Zusammenwirkens unter-
schiedlicher Kräfte „einige veraltete Vorstellungen
von der Hegemonie derfortschrittlichen Klasse revi-
diert werden, die diese mit Ansprüchen auf Kom-
mandopositionen einer Partei verbinden?“ Hege-
monie wird in der praktischen Auseinandersetzung
„auf demokratischer Grundlage und mit demokra-
tischen Methoden“ errungen. Dabei geht es „nicht
um die organisatorisch-politische Hegemonie einer
Partei oder Organisation, sondern um die Hegemo-
nie sozial-klassenmäßiger Werte, die am vollstän-
digsten die Erfordernisse des Überlebens und des
Fortschritts der menschlichen Gesellschaft zum
Ausdruck bringen“.

Lösung von überkommenen Schemata: Die Gefahr
der nuklearen Selbstvernichtung, die ausweglose
Lage der Dritte-Welt-Länder, die Zerstörung der
Umwelt „überlagern den Hauptinhalt unserer Epo-
che und verändern die Vorstellungen der Marxisten
von Tempo und Inhalt, von den Wegen und Trieb-
kräften der revolutionären Erneuerung der Welt“.
In der kommunistischen Bewegung wird gegenwär-
tig angestrengte Arbeit geleistet, um „die Realitä-
ten der heutigen Welt zu durchdenken“ und sich
von nicht mehr zeitgemäßen Konzeptionen und
Schemata zu lösen. „Die historische Verantwortung

drängt die Kommunisten, früher vorhandene Vor-
stellungen von sich selbst als einer unfehlbaren,
über das Monopol auf die Wahrheit verfügenden
Kraft kritisch zu überdenken.“ Es ist notwendig,
„auf Monologe zu verzichten und zu lernen, den
Standpunkt anderer anzuhören, sich in die Logik
ihrer Gedanken hineinzuversetzen, den eigenen
Standpunkt mit überzeugenden Argumenten zu
vertreten und ihn, wenn erforderlich, zu korrigie-
ren“.

Soweit die Kemaussagen der von sowjetischen
Theoretikern präsentierten „Thesen“. Die Reform-
Strömungen im kommunistischen Parteiensystem
— die italienischen, die spanischen, die mexikani-
schen Kommunisten — schätzen die umfassende
Neuorientierung positiv ein, weil sie ihren eigenen,
seit langem autonom entwickelten Vorstellungen
entspricht. So begrüßte der mexikanische Vertreter
P. Sandoval Ramirez während der Diskussionen in
Prag die Abkehr der internationalen kommunisti-
schen Bewegung von der Konzeption einer „nach
innen gekehrten, von der Umwelt isolierten Sekte“;
er bezeichnete „das Zusammenwirken unterschied-
lichster Richtungen der kommunistischen, der so-
zialistischen und der gesamten demokratischen Be-
wegung in der Welt“ als eine „sehr verheißungs-
volle Aufgabe“25).

Auf die Traditionalisten unter den kommunisti-
schen Parteien dagegen wirkt die umfassende Neu-
ausrichtung, wie sie exemplarisch in den „Thesen“
zum Ausdruck kommt, wie eine kalte Dusche, zu-
mal das Umdenken von den Reformern in Moskau
immer deutlicher mit folgenden Fragen verbunden
wird: Muß der Imperialismus auch weiterhin als von
seiner Natur her militaristisch und aggressiv einge-
schätzt werden? Oder ist er nicht umgekehrt unter
den heutigen Bedingungen — z. B. den Gefahren
nuklearer Selbstvernichtung, aber auch den Chan-
cen zur Kapitalverwertung durch ökonomisch-tech-
nologische Innovation — grundsätzlich friedensfä-
hig? Können sich die westlichen Systeme prinzipiell
nicht auch ohne Militarisierung von Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft entwickeln, ohne Aggres-
sion gegenüber dem Systemgegner und ohne ge-
waltsames Ausgreifen in der Dritten Welt?26)

Die Antwort der Traditionalisten auf all dies ist ein-
deutig negativ, wie beispielhaft die Replik ihrer
Vertreter auf die von den KPdSU-Theoretikern
vorgelegten „Thesen“ zeigt27). In den Augen der
Traditionalisten sind die „Thesen“ nicht nur losge-



löst von den Ideen der Klassiker des Marxismus-
Leninismus, sondern auch von den konkreten Er-
fahrungen, die die Bruderparteien über Jahrzehnte
hinweg gesammelt haben. So verwiesen sie in der
Diskussion über den Vorrang der Friedenssiche-
runggegenüber dem Klassenkampf darauf, daß sich
weder bei Marx noch bei Lenin der Begriff „Priori-
tät“ finde. Da es klassenneutrale Werte nicht gebe,
sei es schädlich, „den Klassenkampf in den Bereich
eines abstrakten Humanismus zu verlagern, wo
Übereinstimmung und Konvergenz der Stand-
punkte verschiedener sozialer Kräfte über den
Kampf für die Revolution und den Sozialismus do-
minieren“. In diesem Licht sei der Friedenskampf
„fester Bestandteil des allgemeinen Klassenkamp-
fes“, werde die Gewaltanwendung erst nach Besei-
tigung der Klassenantagonismen verschwinden.

Aus dieser Sicht, die folgerichtig auch an der Vor-
stellung von gerechten und ungerechten Kriegen
festhält, fühlen sich die Traditionalisten bei der
Lektüre der „Thesen“ an die „Sprache der Rech-
ten“ erinnert — zumal dann, wenn sie zur „Partner-
schaft zwischen Imperialismus und Sozialismus“ an-
gehalten werden. Zwar habe Lenin unter bestimm-
ten Bedingungen Kompromisse mit den Kapitali-
sten befürwortet, doch habe er dabei zwischen für
die Revolution legitimen Abkommen einerseits und
„verräterischen, wortbrüchigen Vereinbarungen“
andererseits deutlich unterschieden. Im übrigen
müsse man sich fragen, ob die sowjetischen Auto-
ren der „Thesen“ die Revision der Doktrin von der
Hegemonie der Arbeiterklasse „auch auf die sozia-
listischen Länder (beziehen), wo die führende Rolle
der Partei verankert ist“.

Das Fazit aus dieser grundsätzlichen Kritik der Tra-
ditionalisten zog der britische Vertreter Ramelson
mit seiner Bemerkung: „Wenn die Verfasser der
Thesen in etwas konsequent sind, dann in den
Ideen, die vom Marxismus wegführen. Man ge-

winnt den Eindruck, daß man um des neuen Den-
kens willen auf den Klassenkampf verzichten muß
und daß es in der Welt von heute keine sozialen
Veränderungen in Form von Revolutionen mehr
geben kann. Als Marxist kann ich eiq solches Her-
angehen nicht akzeptieren.“

Die scharfen Auseinandersetzungen in der kommu-
nistischen Bewegung über die sowjetischen „The-
sen“ und den Aufruf zu prinzipiellem ideologisch-
politischen Umdenken dürften unter den kommuni-
stischen Parteien weitere schwere Erschütterungen
zur Folge haben. Diese Prognose scheint um so
berechtigter, als sich die KPdSU-Theoretiker durch
die Kritik der Traditionalisten nicht beirren lassen
und diese heute sogar unumwunden zum Revisio-
nismus auffordem. Denn „den Revisionismus zu
fürchten bedeutet, überhaupt neue Fragestellungen
zu vermeiden“, betonte Krassin als sein Fazit der
kontroversen Diskussion mit den KP-Vertretern in
Prag ).28

Hält man sich vor Augen, daß der Begriff „Revisio-
nismus“ als ideologische Abgrenzung des Sowjet-
kommunismus gegenüber dem Reformkommunis-
mus und der Sozialdemokratie in der KP-Orthodo-
xie jahrzehntelang eindeutig negativ besetzt war, so
wird das Ausmaß des Umdenkens in Moskau
ebenso deutlich wie die daraus für die Traditionali-
sten erwachsenden Probleme. Vor allem die kleine-
ren kommunistischen Parteien mit nur schwacher
Verankerung im eigenen Land hatten Motivation
und Kraft oft aus ihrer Selbstgewißheit bezogen,
einer weltweiten revolutionären Bewegung der Zu-
kunft anzugehören und in der Perspektive damit
letztlich zu den Siegern der Geschichte zu zählen.
Mit dem Umdenken in Moskau geht nicht nur diese
Gewißheit verloren. Gerade die treuesten Anhän-
ger Moskaus sehen sich jetzt verstärkt der Kritik
ihrer politischen Umwelt ausgesetzt.

IV. Neueinschätzung westlicher Systeme und ihre Folgen für die Beziehungen
zu den Kommunisten im Westen

Die an die Adresse der nichtregierenden kommuni-
stischen Parteien gerichtete Aufforderung Moskaus
zur Revision überkommener Doktrinen und Hand-
lungsmuster wird weiter verstärkt durch die sowje-
tische Neubewertung westlicher Systeme und deren
innerer Dynamik. Diese Neubewertung hat ein-
schneidende Konsequenzen für das Verhältnis der
KPdSU speziell zu den westeuropäischen kommu-
nistischen Parteien. Bislang seien die Kommunisten
von einer unheilbaren Krisenanfälligkeit des Kapi-

2) VgJ. PFS, (1988) 3, S. 285.

talismus ausgegangen und hätten eine Strategie ver-
folgt — heißt es in Moskau —, die von einem Ab-
warten auf dessen Zusammenbruch geprägt gewe-
sen sei29). Diese Strategie hat sich sowjetischen
Autoren zufolge jedoch als falsch erwiesen, da der
Kapitalismus „eine weitaus größere Stabilität be-
sitzt als früher angenommen wurde“ und „nicht nur
Widersprüche gebiert, sondern auch Mechanismen

29) So J. Krassin, Raboee dvienie v poiskach demokrati-
eskoj al’ternativy, in: Kommunist (1988) 14, S. 65—76. hier

S. 74.



zu deren Auflösung schafft“30). Begründet wird
dies nicht zuletzt mit der Flexibilität der westlichen
„bürgerlichen Demokratie“ — mit dem Funktions-
mechanismus ihrer politischen Institutionen, ihren
Konzepten zu einer wachstumsorientierten Wirt-
schaftsregulierung, ihren sozialstaatlichen Absiche-
rungen.

M) J. Krassin (Anm. 29). S. 66f.
34) So der Publizist A. Bovin. Vybory vo Francii: pered "t
rym turom, in: Izvestija vom 3. 5. 1988.
») J. Krassin (Anm. 29), S. 68. Ähnlich J. Egorov auf dem
Symposium sowjetischer Gesellschaftswissenschaftler
(Anm. 30), S. 172.
36) Pravda vom 7. 1. 1989.

Der Wandel in der Einschätzung des „bürgerli-
chen“ Staats und seiner Institutionen durch sowje-
tische Theoretiker hat konsequenterweise auch ei-
nen Wandel in ihrer Haltung zu den Kommunisten
im Westen und deren politischer Strategie zur
Folge. Beim Übergang zum Sozialismus dürften sie
sich nicht länger auf einen „Durchbruch“ kaprizie-
ren, heißt es, zumal dieser Sozialismus möglicher-
weise von ganz anderer Prägung sei als die bisher
bekannten Varianten. Vielmehr müßten sie ihre
Politik darauf einstellen, daß es sich bei den Trans-
formationsprozessen um eine allmähliche Entwick-
lung der „Selbstorganisation der Werktätigen“ han-
dele. um das Ergebnis des „organischen Ausreifens
von Elementen und Voraussetzungen sozialisti-
scher Gesellschaftsverhältnisse“. In diesem Zusam-
menhang nennt Krassin als zentrale Aufgaben nicht
etwa traditionelle Verstaatlichungen, sondern
— als strategische und nicht nur taktisch bedingte
Orientierung — so reformistische Ziele wie Mitbe-
stimmung. Verkürzung der Arbeitszeit. Umschu-
lung der Arbeitskräfte, Bildung von Fonds und Ak-
tienbesitz in Arbeitnehmerhand31). Folgerichtig
plädiert er für die Liquidierung der Doktrin von
der „Diktatur des Proletariats“, eines zentralen
Theorem in der Ideologie des Marxismus-Leninis-
mus: „Die neuen Realitäten brauchen auch neue
Begriffe“, betonte Krassin unter Verweis darauf,
daß sich der Übergang zum Sozialismus im Westen
„eher über einen Konsens der Bevölkerung vollzie-
hen wird“ ).32

Die Kommunisten im Westen und die Arbeiterbe-
wegung allgemein können die Möglichkeiten zu
breiter Konsensbildung — sowjetischen Theoreti-
kern zufolge — aber nur dann nutzen, wenn sie
überzeugende Konzepte zur Stimulierung der wis-
senschaftlich-technischen Revolution, zum Umbau
des Sozialstaats, zur Bewältigung des sozialen und
Wertewandels in der Bevölkerung entwickeln.
Denn „unter den Bedingungen des Kapitalismus
verlangt die Einführung flexibler, eine hohe Beweg-
lichkeit des Produktionsapparats bedingender

3)1 J. Krassin (Anm. 29), S. 74.
32) J. Krassin, in: PFS, (1988) 9, S. 1232.

Technologien die Befreiung der Wirtschaft von den
Fesseln der rigorosen staatlichen Regulierung, eine
Erleichterung des staatlichen Steuerdrucks, die
Förderung der unternehmerischen Initiative, das
Risiko bei der variationsreichen Suche nach erfolg-
versprechenden Richtungen des technologischen
Fortschritts, eine operative Entscheidungsfindung
nicht nur in den großen, sondern auch in den mitt-
leren und kleineren Betrieben. Die staatlichen He-
bel der unmittelbaren Regulierung von Produk-
tionsvorgängen werden zu unhandlich, wenig effek-
tiv sowie unfähig, sämtliche Richtungen und Sphä-
ren der ökonomischen Entwicklung zu erfas-
sen.“33)

Vor dem Hintergrund einer solchen radikalen Revi-
sion früherer Einschätzungen der westlichen Sy-
steme, ihres Funktionsmechanismus und ihrer inne-
ren Dynamik ist es nur folgerichtig, wenn die tradi-
tionalistisch orientierten kommunistischen Parteien
Westeuropas in Moskau heute offen und scharf kri-
tisiert werden. So heißt es über die französische KP
und andere Parteien ähnlicher Grundeinstellung in
sowjetischen Kommentaren, sie hätten „keine Pro-
gramme und keine Losungen, die auf breite Bevöl-
kerungsschichten und speziell auf die Arbeiter-
schaft attraktiv wirken“34). Indem sie die rapiden
wirtschaftlichen, sozialen und wertbezogenen
Wandlungsprozesse im Westen unberücksichtigt
ließen, liefen diese kommunistischen Parteien Ge-
fahr, „auf periphere Positionen der Verteidigung
korporativer Belange verdrängt zu werden“. Damit
gingen sie das Risiko ein, „in die Rolle des ,Ouv-
rierismus’ zu geraten“ — eine Rolle, in der „die
Treue zu den Klassenpositionen des Proletariats
einen lebensfernen, dogmatischen Charakter an-
nimmt“.

Für die Kommunisten kommt es jetzt darauf an
— so die neue Botschaft der KPdSU —, „die
Scheuklappen veralteter ideologischer Klischees
abzustreifen und die Realität so zu sehen, wie sie
ist“ ). Das gilt übrigens nicht zuletzt auch für die
DKP, wie Politbüromitglied Jakowlew in seiner
Rede vor deren Parteitag vom Januar 1989 zu er

35

-
kennen gab. Jakowlew zufolge könne sich nur der
„selbst täuschen und Trost finden in der Illusion,
die Unfehlbarkeit eines Dogmas sei wichtiger als
Entwicklung und stehe über dem wirklichen Le-
ben“, der „den Marxismus ohne Bezug zur Realität
studiert und der keine direkte Verantwortung für
das Schicksal der Menschen trägt“36).



V. Präferenzbeziehungen zur reformorientierten Linken

In diesem Licht ist es nur folgerichtig, wenn die
KPdSU heute besondere Beziehungen zu den italie-
nischen Kommunisten unterhält: Die KPI ist nicht
nur die größte und einflußreichste KP in Westeu-
ropa. sondern hat innerhalb der kommunistischen
Bewegung darüber hinaus auch bei der Revision
zentraler Doktrinen der marxistisch-leninistischen
Ideologie eine Vorreiterrolle gespielt. So hat sie
sowjetischen Reformern zufolge mit ihrer „aktiven
wissenschaftlichen und theoretischen Forschung“
erheblich zur „Entwicklung des sozialen Denkens“
beigetragen, hat sie sich „immer für die Demokra-
tie, die Verteidigung der Menschenrechte und der
individuellen Freiheiten eingesetzt“. Diese radikale
Neueinschätzung von Kernpositionen der KPI wird
abgerundet durch das Eingeständnis, daß es die ita-
lienischen Kommunisten gewesen seien, die in der
scharfen Kontroverse mit der KPdSU über die ge-
waltsame Unterdrückung des Reformprozesses in
Polen vom Dezember 1981 Recht behalten hätten:
Tatsächlich waren, wie es die Führung um Berlin-
guer damals zutreffend analysiert habe, „die ideo-
logischen und politischen Konzeptionen des Sozia-
lismus sowie der Organisation des Staates veraltet“,
hatte „der Sozialismus als Gesellschaftsformation
zu einem bestimmten Zeitpunkt seine vorwärtstrei-
bende Kraft verloren“37). •

Die Teilnahme hochrangiger Sowjetrepräsentanten
an den Parteitagen der portugiesischen KP im De-
zember 1988 (Politbüromitglied Medwedjew) und
der DKP zeigt, daß die KPdSU — ähnlich wie die
KP Chinas — „alte Freunde“ nicht ohne weiteres
im Stich lassen wird und die Verbindungen zu ihnen
aufrechterhalten möchte. Ihr eigentliches Interesse
innerhalb der westlichen Linken richtet sich jedoch
- neben der KPI als innovativster KP in Westeu-
ropa - zunehmend auf die Sozialisten und Sozial-
demokraten in dieser Region (und hier insbeson-
dere auf die Parteien in Schweden, Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland)38).

Der zentrale Grund für die Neubewertung der So-
zialdemokratie liegt ganz offensichtlich nicht darin,
daß man in Moskau bei dieser plötzlich eine beson-
dere Aufgeschlossenheit für das sowjetische „neue
Denken“ in den Außenbeziehungen entdeckt hätte:
Bereits in der Breschnew-Periode galten die Sozial-
demokraten den Sowjets als wichtige Ansprech-
Partner in Sachen „Frieden und Abrüstung“.

Wurde das damalige Streben nach Gemeinsamkei-
ten jedoch mit einer scharfen Abgrenzung von den
gesellschaftspolitischen Konzepten der Sozialde-
mokratie verbunden (Bazillus des „Sozialdemokra-
tismus“), so sind es gerade diese Konzeptionen, die
heute von den sowjetischen Politikern und Wissen-
schaftlern intensiv studiert werden: Konzeptionen
zur politischen Konsensbildung, zur Wirtschaftsre-
gulierung, zum Umbau des Sozialstaats, zur ökolo-
gischen Erneuerung. Daher war es kein Zufall, daß
Politbüromitglied Medwedjew, der Leiter der neu-
geschaffenen ZK-Kommission für Ideologie, im
Zusammenhang mit der anvisierten Perestroika im
eigenen Land ausdrücklich auf Programmatik und
Politik der internationalen Sozialdemokratie ver-
wies. Hier stehe die Sowjetführung vor der Auf-
gabe, betonte Medwedjew, „sich ernsthaft mit der
Praxis der heutigen Sozialdemokratie und deren
konkreter Tätigkeit zu befassen“. Bemerkenswer-
terweise bezog der Chefideologe der KPdSU dies
nicht nur auf die sozialen Errungenschaften der
Sozialdemokraten, sondern auch auf deren Erfolge
bei der Durchsetzung „allgemeindemokratischer“
Rechte39).

Natürlich findet die Suche nach Antworten auf
neue Herausforderungen im Sozialismus und im
Kapitalismus in unterschiedlichen Koordinaten-
systemen statt, wie sowjetische Wissenschaftler be-
tonen. Gleichwohl müsse sich die Arbeiterbewe-
gung in ihrer Gesamtheit darauf einstellen, daß sich
„die eigentlichen Vorstellungen über den Sinn des
Fortschritts und seine Kriterien ändern“40). Ange-
sichts der rapiden ökonomisch-technologischen
Wandlungsprozesse sowie der zunehmenden Inter-
nationalisierung der Wirtschaft befindet sich
— Krassin zufolge — der Staatssozialismus in
Osteuropa ebenso in einer Krise wie das von den
westeuropäischen Kommunisten vertretene Kon-
zept der „antimonopolistischen Demokratie“ und
das sozialdemokratische Modell der „neokeyne-
sianischen Regulierung“. Hieraus ergeben sich für
ihn eine ganze Reihe von Problemen, die „Gegen-
stand gemeinsamer theoretischer Erörterungen
werden könnten“. Dazu zählt Krassin u. a.: die



„Suche nach Wegen zur Demokratisierung der mo-
dernen Gesellschaften“, in der im Zeichen einer
organischen „Verbindung von Staat und Zivilgesell-
schaft“ die Menschen- und Bürgerrechte gewährlei-
stet sind; die „Entwicklung der Produktionsdemo-
kratie“, die wirtschaftliche Effektivität garantiert
und einem inhumanen Ökonomismus entgegen-
wirkt; Probleme des „Staatseigentums und der
staatlichen Wirtschaftsregulierung“ sowie das
„Verhältnis von Plan und Markt“.

Im Zuge der Revision eigener früherer Vorstellun-
gen und Konzeptionen bewerten die Reformer in
Moskau heute sogar die Perspektiven einer Annä-
herung beider Strömungen der historischen „Arbei-

terbewegung“ nicht mehr als völlig utopisch. Sym-
ptomatisch dafür ist der Vorschlag Krasins vom
Dezember 1988 anläßlich des 125. Jahrestages der
Gründung der Ersten Internationale (1864) sowie
des 100. Jubiläums der Zweiten Internationale
(1889), eine gemeinsame Zusammenkunft zu orga-
nisieren. Auf die Dritte Internationale — die
Komintern — angesprochen, deren Gründung sich
1989 zum 70. Mal jährt, reagierte der sowjetische
Politiker eher zurückhaltend und rückte deren
„Fehler und Irrtümer“ in den Vordergrund. Für
ihn sei wichtig, betonte Krassin, daß sowohl die
Kommunisten als auch die Sozialdemokraten „in
einer einheitlichen sozialistischen Tradition ste-
hen““!).

VI. Perspektiven

Perestroika im Innern. Umorientierung in den Au-
ßenbeziehungen. Suche nach neuen Kriterien für
den Sozialismus, realistischere Einschätzung des
Westens und seiner politischen Strömungen — all
dies hat zusammen mit der in Moskau einsetzenden
Aufarbeitung der sowjetischen und der Komintern-
geschichte neue Bewegung in das kommunisti-
sche Parteiensystem gebracht. Während die Refor-
mer — von den Chinesen über die Ungarn bis hin
zu den Italienern und Mexikanern — das Umden-
ken in Moskau begrüßen, leisten die Traditionali-
sten wie die kommunistischen Parteien aus Rumä-
nien. der DDR, Kuba, Frankreich. Portugal, In-
dien oder der Bundesrepublik Deutschland bei for-
maler Zustimmung zum innersowjetischen Umbau
auf allen übrigen Feldern hinhaltenden Widerstand
oder bezichtigen die KPdSU sogar offen oder ver-
steckt des Abweichens von den Ideen des Marxis-
mus und des Leninismus.

Die Reformer in Moskau lassen sich dadurch je-
doch nicht beeinflussen: Im Verhältnis zu den kom-
munistischen Parteien geht es ihnen weniger — wo-
möglich unter sowjetischer Führung — um eine Re-
vitalisierung oder Neuformierung der historischen
„kommunistischen Weltbewegung“ und ihrer revo-
lutionären Methoden und Ziele. Bei Anerkennung
der jeweils eigenen Wege konzentriert sich ihr In-
teresse vielmehr darauf, die kommunistischen Par-
teien für. den neuen innen- und außenpolitischen

Kurs der KPdSU sowie dafür zu gewinnen, die
Grundlagen für einen wechselseitig lern- und er-
folgsorientierten Dialog mit Sozialisten und Sozial-
demokraten. mit grün-alternativen und sogar mit
liberal-konservativen Parteien und Bewegungen zu
schaffen431 ).

Noch ist es zu früh, hieraus auf die Herausbildung
festumrissener neuer Konstellationen zu schließen,
zumal der Reformkurs in der Sowjetunion selbst
auch weiterhin umkämpft und somit noch keines-
wegs unumkehrbar ist. Das Bekenntnis der Sowjet-
führung zur Historisierung Lenins, zur Öffnung der
Geschichte, zum Wettbewerb der Ideen und Kon-
zeptionen im Zeichen einer „unvermeidlichen Evo-
lution der Welt“ (Gorbatschow) — all dies unter-
streicht jedoch gleichzeitig, daß die KPdSU ähnlich
wie auf den meisten anderen Politikfeldern auch in
den Beziehungen zu anderen Parteien einen Para-
digmenwechsel vollzieht und sich andersdenkenden
geistig-politischen Tendenzen und Strömungen zu
öffnen beginnt. Die daraus erwachsenden Folgen
für den Wandel in ihrem Verhältnis zum internatio-
nalen Kommunismus sind in ihrer Tiefe und Reich-
weite heute noch kaum zu übersehen.



Dieter Heinzig

Sowjetische Chinapolitik unter Gorbatschow:
Der Abbau der „drei großen Hindernisse“

Die Politik der Sowjetunion gegenüber der Volksre-
publik China sieht 1989, im fünften Amtsjahr von
Generalsekretär Gorbatschow, einem beachtlichen
Erfolg entgegen. Im Mai dieses Jahres wird es zu
einem Treffen zwischen Gorbatschow und Deng Xi-
aoping kommen und damit zur ersten sowjetisch-chi-

nesischen Begegnung auf höchster Ebene seit dreißig
Jahren. Im Herbst 1959 war Chruschtschow nach
Peking geflogen, um mit Mao Zedong zu sprechen.
Mit dem geplanten Gipfel strebt der 1982 in Gang
gekommene Prozeß der Entspannung zwischen Mos-
kau und Peking seinem bisherigen Höhepunkt zu.

I. Rückblick

Als Gorbatschow nach seinem Amtsantritt als Ge-
neralsekretär der KPdSU im März 1985 die bishe-
rige sowjetische Politik gegenüber der Volksrepu-
blik China überprüfte, blickte er auf eine fast vier-
zigjährige Entwicklung zurück, die durch deutliche
Umbrüche gekennzeichnet war. Zehn Jahre Ko-
operation im Rahmen einer Allianz wurden von
einem zwanzigjährigen Konflikt abgelöst, der
schließlich in eine allmähliche Wiederannäherung
überging.

Daß die Volksrepublik China nach ihrer Gründung
im Oktober 1949 ein Bündnis mit der Sowjetunion
schloß, war nicht selbstverständlich. Die chinesischen
Kommunisten hatten seit den zwanziger Jahren im-
mer wieder schlechte Erfahrungen mit der sowjeti-
schen Bruderpartei gemacht, die sich über die
Komintern massiv einmischte und dabei in Fragen
der revolutionären Taktik oft untaugliche Ratschläge
erteilte. Mao Zedong ergriff 1935 die Macht in der
Partei gegen den Widerstand einer moskauhörigen
„Stalin-Fraktion“. Kurz darauf erklärte er selbstbe-
wußt, die chinesischen Kommunisten kämpften nicht
für ein emanzipiertes China, um dieses dann der So-
wjetunion zu übergeben). Stalin wiederum betrach1 -
tete kommunistische Machtergreifungen, die sich au-
ßerhalb der Reichweite sowjetischer Geschütze voll-
zogen, mit Mißtrauen und argwöhnte, Mao werde
sich zu einem „chinesischen Tito“ entwickeln. In der
Tat: Führende chinesische Kommunisten wie Mao
Zedong und Zhou Enlai sprachen sich nach dem
Zweiten Weltkrieg wiederholt für eine enge wirt-
schaftliche Kooperation mit den Vereinigten Staaten
und für einen „middle-of-the-road“-Kurs des künfti-
gen kommunistischen China zwischen der UdSSR
und den USA aus. Es war vor allem die Zurückhal-
tung Washingtons, die im Sommer 1949 die Würfel
zugunsten einer einseitigen Bindung Chinas an die
Sowjetunion fallen ließ.

Die chinesischerseits also mehr nolens als volens ein-
geleiteten engen Beziehungen zu Moskau wurden
1950 durch einen Bündnisvertrag formalisiert und
funktionierten in den ersten Jahren ziemlich rei-
bungslos. Die Sowjetunion leistete Entwicklungs-
hilfe, die chinesische Gesellschaft und Wirtschaft
wurden nach sowjetischem Vorbild umgestaltet. Zu
ersten Irritationen kam es, als Chruschtschow 1956
die Entstalinisierung einleitete und Mao Zedong zwei
Jahre darauf die radikalen Wirtschaftsexperimente
des Großen Sprungs und der Volkskommunen im
Sinne eines eigenen „chinesischen Weges“ durch-
setzte. Beides geschah, ohne den jeweils anderen
Bündnispartner zu konsultieren. Chruschtschows
Pressionsversuche mit dem Ziel, China zu einer mili-
tärischen Kooperation zu veranlassen (1958), und die
sowjetische Weigerung, China trotz einer vertragli-
chen Zusage das Muster einer Atombombe zu liefern
(1959), belasteten die Beziehungen um ein Weiteres.
Moskaus Parteinahme zugunsten Neu-Delhis im in-
disch-chinesischen Konflikt von 1959 brachte das Faß
zum Überlaufen. Der von Peking provozierte Abzug
der sowjetischen Entwicklungshelfer aus China im
Sommer 1960 symbolisierte den Umschlag vom
Bündnis in den Konflikt und damit auch den Beginn
der Emanzipation der Regionalmacht China von der
Supermacht Sowjetunion.

In der Konfliktphase (1960 bis 1979) bildete sich
zwischen den Führungen, aber auch zwischen den
Bevölkerungen beider Staaten eine feindselige At-
mosphäre heraus, die durch die wechselseitige, bis-
weilen sogar rassistisch argumentierende Propa-
ganda kräftig angeheizt wurde. Das Niveau der Be-
ziehungen sank bis auf fast Null ab und reduzierte
sich auf die Aufrechterhaltung der diplomatischen
Kontakte und eines marginalen Handels. Mitte der
sechziger Jahre begann die Sowjetunion mit einem
massiven militärischen Aufmarsch an der Grenze zu
China und in der Mongolischen Volksrepublik. Der
Tiefpunkt wurde im Jahre 1969 erreicht, als eine
Reihe von blutigen Grenzgefechten („Ussuri-Kon-
flikt“) zum ersten und bisher einzigen Mal die Ge-
fahr eines großen Krieges heraufbeschwor. Mos-



kauer Planspiele über einen präventiven Atom-
schlag gegen Chinas Nuklearanlagen spitzten die
Lage im Sommer 1969 weiter zu. Erst ein Treffen
zwischen den Ministerpräsidenten Kossygin und
Zhou Enlai im Herbst des Jahres führte zu einer
gewissen Entspannung. Es war offenbar vor allem
das Gefühl, von der Sowjetunion bedroht zu sein,
das die Führung in Peking Anfang der siebziger
Jahre dazu veranlaßte, den für China so ungünsti-
gen Simultankonflikt mit beiden Supermächten zu
beenden und sich gegenüber den Vereinigten Staa-
ten und dem Westen politisch zu öffnen.

Die Sowjetunion sah sich durch die amerikanisch-
chinesische Annäherung im strategischen Dreieck

Moskau-Peking-Washington in eine ungünstige
Lage versetzt2). Die sowjetische Führung bemühte
sich daher seit Anfang der siebziger Jahre durch
Vertragsangebote auffällig darum, das Verhältnis
zu China zu verbessern. Da die Avancen von keinen
substantiellen Angeboten begleitet waren, auch
nicht mit einer Reduzierung der inzwischen gewal-
tig angewachsenen sowjetischen Militärmacht an
Chinas Grenze einhergingen, verhielt sich Peking
lange Jahre unnachgiebig. Die chinesische Propa-
ganda gegen die Sowjetunion intensivierte sich so-
gar und steigerte sich bis hin zu der zwischen 1977
und Anfang 1979 erhobenen Forderung, alle Län-
der sollten sich zu einer Art „antisowjetischer Ein-
heitsfront“ zusammenschließen.

II. Die Ausgangssituation

Erst im Frühjahr 1979 ließ die chinesische Führung
erkennen, daß sie bereit wäre, dem sowjetischen
Werben nachzugeben. Die Frage nach dem Grund
für den Sinneswandel läßt sich nicht monokausal
beantworten. Eine wesentliche Ursache bestand si-
cher darin, daß die neue Parteispitze mit Deng
Xiaoping als treibender Kraft im Dezember 1978
die Grundsatzentscheidung getroffen hatte, den
maoistischen Mobilisierungssozialismus zu verwer-
fen und der Modernisierung des Landes, dem wirt-
schaftlich-technischen Fortschritt bei der gesamtpo-
litischen Zukunftsplanung die erste Priorität einzu-
räumen. Der Außenpolitik wurde als Hauptauf-
gabe zugewiesen, diesen Prozeß zu flankieren. Das
hieß vor allem, die westlichen Industriestaaten und
Japan verstärkt für Wirtschaftskooperation und
Technologietransfer zu gewinnen. Es bedeutete
aber auch, ein friedliches internationales Umfeld zu
schaffen, um die Modernisierung ungestört voran-
treiben zu können. Hierzu gehörte nicht zuletzt ein
entspanntes Verhältnis zum mächtigen sowjeti-
schen Nachbarn im Norden. Diesem konnte man
sich nunmehr unbeschwerter zuwenden, nachdem
der Prozeß der Annäherung an die Vereinigten
Staaten durch die Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen mit Washington zum 1. Januar 1979 ge-
krönt worden war.

Von einer Kündigung des 1980 auslaufenden, vor
allem gegen Japan gerichteten sino-sowjetischen
Bündnisvertrages von 1950 konnte die chinesische
Führung im April 1979 zwar nicht absehen, denn sie
war gegenüber Tokio im Wort. Doch im Kündi-
gungsschreiben schlug sie erstmals ohne Vorbedin-
gungen die Aufnahme von Verhandlungen zur Ver-
besserung der Beziehungen vor. Dies führte zu ei-
ner ersten Verhandlungsrunde, die im Herbst 1979
stattfand. Man erzielte in der Sache keine Annähe-
rung der Standpunkte und vereinbarte die Fortset-

zung der Gespräche. Wegen des sowjetischen Ein-
marschs in Afghanistan wurden die Kontakte aller-
dings von Peking unterbrochen und erst drei Jahre
später in der Form von „Konsultationen“ wieder-
aufgenommen. Auf diese Weise kam ein Entspan-
nungsprozeß in Gang, der bis heute andauert.

Was hatte die Wiederannäherung zwischen Moskau
und Peking erbracht, als Michail Gorbatschow im
März 1985 das Amt des Generalsekretärs der
KPdSU übernahm? Die im Herbst 1982 begonne-
nen Konsultationen auf der Ebene Stellvertreten-
der Außenminister wurden in regelmäßigen Halb-
jahresabständen weitergeführt. Die Anfang der
sechziger Jahre fast völlig eingestellte zwischen-
staatliche Zusammenarbeit wurde zunächst auf
sportlichem und wissenschaftlichem Gebiet wieder-
aufgenommen und allmählich auf zahlreiche andere
Bereiche wie Wirtschaft. Technik, Kultur und Ver-
kehrswesen ausgedehnt. Im Vergleich zu 1981 ver-
fünffachte sich der Warenaustausch. 1983 wurde
der Grenzhandel wiederaufgenommen. Beide Sei-
ten reduzierten die öffentliche Polemik auf ein Mi-
nimum.

So gut wie keine Fortschritte konnten hingegen im
Bereich der von Moskau gewünschten engeren poli-
tischen Zusammenarbeit erzielt werden, die auch
die Wiederaufnahme der 1966 unterbrochenen Par-
teibeziehungen einschließen sollte. Hier stellte Pe-
king seit 1979 Vorbedingungen, nämlich die Besei-
tigung der „drei großen Hindernisse“, deren Errich-
tung die Sowjetunion zu verantworten habe. Ge-
meint waren erstens der Aufbau der massiven so-
wjetischen Militärpräsenz an der gemeinsamen
Grenze und in der Mongolischen Volksrepublik,
zweitens die sowjetische Unterstützung des vietna-
mesischen Expansionismus in Indochina, besonders
der Besetzung Kambodschas, und drittens die so-
wjetische Intervention in Afghanistan — sämtlich
Sachverhalte, durch die China seine Sicherheit be-
droht sah oder die seinen Ordnungsvorstellungen
zuwiderliefen.



Bis zum Amtsantritt Gorbatschows zeigte sich die
sowjetische Seite hier unnachgiebig. Sie verwei-
gerte Gespräche mit dem Hinweis, die Sowjetunion
könne die Beziehungen zu China nicht auf Kosten
dritter, befreundeter Länder verbessern (Drittstaa-
tenklausel). womit die Mongolische VR, Afghani-

stan und die indochinesischen Staaten gemeint wa-
ren. Auch im Grenzkonflikt, über den seit 1978
nicht mehr verhandelt worden war. gab es keine
Fortschritte, denn Moskau war nach wie vor nicht
bereit, die Existenz „umstrittener Gebiete“ anzuer-
kennen.

III. Verdichtung der nichtpolitischen Kooperation

Die neue sowjetische Führung unter Gorbatschow
sah sieh im März 1985 vor eine ähnliche Situation
gestellt wie diejenige, auf die die chinesische Führung
mit den Reformbeschlüssen vom Dezember 1978 rea-
giert hatte. Wie jene beschloß die Kremlführung —
alarmiert durch dramatisch sinkende Wachstumsra-
ten -, als gesamtpolitisches Hauptziel die Moderni-
sierung des Landes zu verfolgen. Und wie jene
brauchte sie hierfür die wirtschaftlich-technische Ko-
operation des entwickelten Auslands und ein friedli-
ches internationales Umfeld3). Hierzu gehörten
nicht zuletzt entspanntere Beziehungen zum chinesi-
schen Nachbarn, die u. a. einen Abbau des gegen
diesen gerichteten kostspieligen massiven militäri-
schen Aufmarschs ermöglichen würden. Die sowjeti-
sche Führung brauchte allerdings mehr als ein Jahr,
bis sie zu begreifen begann, daß eine politische Ent-
spannung mit China ohne substantielle Zugeständ-
nisse - besonders solche im Bereich der „drei Hin-
dernisse“ — nicht zu erreichen war.

Unberührt von der Stagnation auf politischem Ge-
biet blieb — wie bisher — die praktische Zusam-
menarbeit im zwischenstaatlichen Bereich, deren
Ausbau sich nach Gorbatschows Amtsantritt er-
kennbar beschleunigte.

Die Entwicklung des Handels, der nach sowjeti-
scher Einschätzung „stabilsten Form der Beziehun-
gen“ zwischen beiden Ländern4), spiegelt den Auf-
schwung der Kooperation deutlich wider: 1959
hatte der Handel mit der Sowjetunion noch 48 Pro-
zent des chinesischen Gesamthandels ausgemacht.
Wenn man von den kulturrevolutionären Jahren
1967 bis 1971 absieht, war er 1981 mit einem Um-
fang von rund 250 Mio. US-Dollar auf den tiefsten
Stand seit 1949 gesunken und betrug nur noch
0.6 Prozent des chinesischen und 0.16 Prozent des
sowjetischen Gesamthandels5). Seither war er stän-
dig wieder angestiegen und hatte sich bis 1984 nomi-
nal verfünffacht. Im ersten Gorbatschow-Jahr. also
1985, erreichte er mit 1,9 Mrd. US-Dollar
(1.6 Mrd. Rubel) das Achtfache, nach sowjetischen

Berechnungen sogar mehr als das Neunfache6).
Dies bedeutete gegenüber 1984 eine Steigerung von
61 Prozent — die höchste Zuwachsrate im Rahmen
des damals um 19 Prozent angestiegenen chinesi-
schen Gesamthandels7). Der Warenaustausch
machte nun mehr als 3.2 Prozent des chinesischen
und 1.1 Prozent des sowjetischen Gesamthandels
aus.

Vier Monate nach Gorbatschows Amtsantritt, im
Juli 1985. wurde erstmals ein langfristiges Handels-
abkommen für den Zeitraum von 1986 bis 1990
unterzeichnet, das eine Steigerung des Warenaus-
tauschs in der Gesamtperiode auf 14 Mrd. US-Dol-
lar (12 Mrd. Rubel) vorsah. wobei für das Jahr 1990
ein Volumen von 3.5 Mrd. US-Dollar (3 Mrd. Ru-
bel) angezielt wurde8). 1986 stieg der Handel auf
2,6 Mrd. US-Dollar, 1987 sank er um etwa 20 Pro-
zent, um 1988 erneut auf etwa 2.6 Mrd. US-Dollar
anzusteigen9). Damit hat er sich im Vergleich zu
1981 nominal mehr als verzehnfacht und macht
nunmehr 3.25 Prozent des chinesischen Gesamt-
handels aus10). Die Sowjetunion dürfte gegenwär-
tig in der chinesischen Außenhandelsstatistik, wenn
man einmal von den atypischen Beziehungen zu
Hongkong und Macao absieht, nach Japan, den
Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik den
vierten Rang unter Jen Einzelstaaten einnehmen.

Der Warenaustausch wird überwiegend als Kom-
pensationsgeschäft abgewickelt. Die Sowjetunion
liefert vor allem Industrieausrüstungen, Maschi-
nen, Geräte, Flugzeuge, Schienen- und Straßen-
fahrzeuge, Walzstahl, Buntmetalle, Bauholz und
chemische Düngemittel. Sie bezieht aus China land-
wirtschaftliche Erzeugnisse wie Sojabohnen, Mais,
Erdnüsse. Fleisch und Obst, aber auch Chemikalien
wie Wolframkonzentrat und Flußspat sowie Pro-
dukte der Leichtindustrie wie Baumwollstoffe. Fer-



tigtextilien, Haushaltsartikel und kunsthandwerkli-
ehe Erzeugnisse. In vielen Fällen lohnt sich der
Austausch allein schon deswegen, weil in beide
Richtungen Waren geliefert werden, die wegen ih-
rer geringen Qualität auf dem Weltmarkt wenig
Absatzchancen haben.

Der 1983 zunächst zwischen der Mandschurei und
Sowjet-Fernost wiederaufgenommene Grenzhan-
del wurde ab 1986 auf den zentralasiatischen Be-
reich ausgedehnt. Sein Anteil stieg 1988 auf Pro20 -
zent (1986: rund 1,5 Prozent) des bilateralen Ge-
samthandels. Im Laufe des Jahres 1988 wurde der
Grenzhandel durch wirtschaftlich-technische Ko-
operation ergänzt. Hierzu gehört auch, daß 1988
und 1989 rund 10 000 chinesische Gastarbeiter aus
der mandschurischen Provinz Heilongjiang (Amur-
Provinz) in Sowjet-Femost eingesetzt werden ).11

Beeindruckend war auch die Konsequenz, mit der
die Kooperation auf wirtschaftlich-technischem
Gebiet vorangetrieben wurde. Die formalen
Grundlagen hierfür waren im Dezember 1984, also
noch unter Tschernenko, gelegt worden. Damals
hatten die beiden Seiten drei Abkommen unter-
zeichnet, und zwar über

— wirtschaftliche und technische Zusammenar-
beit,

— wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit
und

— die Bildung einer Gemeinsamen Kommission
für die Zusammenarbeit in Wirtschaft, Handel so-
wie Wissenschaft und Technik ).

1) Zu diesem Absatz vgl. Pravda, 23. 9.1986; Xinhua, 1. 9.
1986; ND, 4. 9., 1. 11. und 20. 12. 1986 sowie 31. 8. 1988;
TASS, 20. 1. 1987; FEER, 1. 1. 1987, S. 46; Radio Urumqi,
6. 1. 1989; Radio Harbin, 15. 1. 1989.
12) Vgl. A. P. Kuznecov (Anm. 8); Pravda, 30. 12. 1984.
13) Vgl. Pravda, 11. 7. 1985; IHT, 24. 3. 1986; ND, 3. 11.
1986.

14) Zu diesem Absatz vgl. TASS, 21. 3. und 27. 10. 1986
sowie 12. und 13. 5. 1987; IHT. 24. 3. 1986; FEER. 3. 4.
1986; The Japan Times. 4. 4. 1986; Radio Peking, 12. 5.1987
und 11. 10. 1988; Xinhua. 11. 8. und 17. 10. 1986; Renmin
ribao, 18. 10. 1986; Pravda, 11. 9. 1986; Frankfurter Allge-
meine Zeitung (künftig: FAZ). 6. 10. 1986; Izvestija, 12. 8.
1986 und 17. 6.1988; ND, 29. 12. 1986; Beijing Review. 1-
7. 8. 1988. S. 8; Xinhua. 4. 6. 1988; Neue Zürcher Zeitung
(künftig: NZZ), 15. 6. 1988.
15) Hierzu und zum Folgesatz vgl. The Japan Times. 30. 6.
und 17. 12. 1986; Pravda, 11. 9. 1986; ND. 12. 12. 1986.
16) Vgl. Beijing Review, 1.—7. 8. 1988. S. 8.
17) Vgl. Radio Moskau, 26. 5. 1986; NZZ, 28. 5. und 21. 6
1986; ND, 2. 5. 1987; TASS, 24. 10. 1987; Xinhua, 4.5.
1988.
18) Vgl. Xinhua. 3. 5. 1988.
19) Vgl. TASS, 26. 6. 1986.
20) Vgl. Beijing Review, (1989) 5, S. 4.
21) Vgl. ND, 14. 7. und 16. 8. 1986.
22) Vgl. Radio Moskau, 22. 9. 1986.
23) Vgl. Beijing Review, (1989) 5, S. 4.
24) Vgl. AP, 17. 12. 1988.

Kurz nach Gorbatschows Amtsantritt im Juli 1985
einigte man sich auf ein Abkommen über die wirt-
schaftliche und technische Zusammenarbeit, das
für die kommenden sechs bis sieben Jahre sowjeti-
sche Hilfe beim Bau und der Modernisierung von

chinesischen Industrieanlagen vorsah ).1324

Die Gemeinsame Kommission einigte sich auf die
Bildung ständiger Arbeitsgruppen für die Zusam-
menarbeit im Energiebereich und für die Koopera-
tion der beiden Staatlichen Plankomitees. Sie be-
schloß u. a., den Warentransport zu verbessern und
in der Zivilluftfahrt und im Bildungswesen enger
zusammenzuarbeiten. Auf Tagungen von Unteror-
ganisationen wurde Kooperation in Bereichen wie
Landwirtschaft, Fischerei, Meteorologie, Petroche-
mie, Maschinenbau, Buntmetallurgie, Erdöl- und
Erdgaswirtschaft sowie Eisenbahnwesen verein-
bart. Im Juni 1988 kam es zum Abschluß einer Rah-
menvereinbarung über Joint Ventures. Erstmals
seit dreißig Jahren reiste im Oktober 1988 eine

hochrangige Delegation der Bank of China nach
Moskau14).

Als Folge einer Vereinbarung vom Juni 1985 wurde
ein Konsularabkommen unterzeichnet, das dasje-
nige aus dem Jahr 1959 ersetzte15). Es führte im
Dezember 1986 zur Wiedereröffnung der in den
sechziger Jahren geschlossenen Konsulate in Lenin-
grad und Schanghai. Im August 1988 wurde wech-
selseitig die Visumspflicht für Dienstreisende abge-
schafft 16).

Seit 1986 traten auch bei der Zusammenarbeit auf
kulturellem und wissenschaftlichem Gebiet und im
Bereich der Massenorganisationen deutliche Fort-
schritte ein. Nach mehr als zwanzig Jahren kam
erstmals wieder ein Einjahres-Kulturabkommen
zustande, das eine intensivere Zusammenarbeit im
Erziehungs-, Film- und Verlagswesen sowie bei
Rundfunk und Fernsehen für 1986/87 vorsah, ge-
folgt von einem Dreijahres-Abkommen für die Pe-
riode 1988 bis 199017). Erstmals seit den sechziger
Jahren reiste im Mai 1988 ein sowjetischer Kultur-
minister nach Peking18). Die beiden Akademien
der Wissenschaften schlossen ein Jahres- und ein
Fünfjahresabkommen über die Zusammenarbeit
auf naturwissenschaftlich-technischem Gebiet
ab19). In den 1983 begonnenen Studentenaustausch
waren allerdings 1988 insgesamt nur 450 Personen
einbezogen20). Erstmals seit den sechziger Jahren
besuchte eine chinesische Gewerkschaftsdelegation
die UdSSR21). Die Schriftsteller- und Journalisten-
Organisationen der beiden Länder nahmen wieder
Kontakte auf, desgleichen die beiden „Freund-
schaftsgesellschaften“22). 1988 reisten 400 Delega-
tionen in beide Richtungen ). Ende 1988 wurde
eine Städtepartnerschaft zwischen Schanghai und
Leningrad geschlossen24).

Die Berichterstattung in den Medien über Vor-
gänge im jeweils anderen Land enthielt sich kriti-
scher Töne, wurde zunehmend objektiver und ließ
wachsende Sympathie erkennen. Zur atmosphäri-
schen Verbesserung trug bei, daß die Sowjetunion
eine russischsprachige Aufsatzsammlung von Deng



Xiaoping herausbrachte, Parteichef Zhao Ziyangs
Rechenschaftsbericht vor dem XIII. Parteitag der
KP Chinas im theoretischen Organ der KPdSU.

Kommunist“, abgedruckt wurde und Gorba-
"Ehows Perestroika-Buch in Peking auf Chinesisch

erschien 25).

IV. Erste politische Zugeständnisse der Sowjetunion

Die beschriebene Intensivierung der Kooperation
konnte nicht darüber hinwegtäuschen, daß auf poli-
tischem, besonders sicherheitspolitischem Gebiet
zunächst keine Fortschritte erzielt werden konnten.
Hier forderte China nach wie vor die Beseitigung
der „drei Hindernisse“. Die neue sowjetische Füh-
rung unter Gorbatschow schien — wie ihre Vorgän-
ger - am Anfang geglaubt zu haben, auch ohne
Konzessionen in diesem Bereich eine politische An-
näherung erreichen zu können. Auf dem
XXVII. Parteitag der KPdSU vom Frühjahr 1986
war jedenfalls noch kein verändertes Konzept ge-
genüber Peking zu erkennen. Gorbatschow wählte
bei der Beschreibung des Verhältnisses zu China
zwar auffällig freundliche Worte, gebrauchte aber
erneut die „Drittstaatenklausel“ und „umging die
drei großen Hindernisse“, wie es die chinesische
Kritik formulierte ).26

Erst in seiner großen asienpolitischen Rede in Wla-
diwostok vom 28. Juli 1986 ließ Gorbatschow er-
kennen, daß die Sowjetführung der politischen An-
näherung an China größeres Gewicht beimaß als
bisher und auch dazu bereit war, hierfür einen poli-
tischen Preis zu zahlen27). Die Rede brachte ein
stärkeres Interesse der Sowjetunion am asiatisch-
pazifischen Raum zum Ausdruck. Hierin spiegelt
sich zum einen der Wunsch, im Rahmen der Pere-
stroika das gewaltige ökonomische Potential dieser
Region mit ihren dynamischen Wachstumsraten für
den Aufbau der katastrophal unterentwickelten
Wirtschaftsstruktur von Sowjet-Fernost zu nutzen.
Zum anderen erfordert die Perestroika größtmögli-
che sicherheitspolitische Entlastung auch in diesem
Raum. Gleichzeitig wurde die Einsicht spürbar, daß
eine Verbesserung der wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit und der militärischen Sicherheit nicht gegen,
sondern nur mit der einflußreichen Regionalmacht
China zu erreichen sein würde.

2) Vgl. ND, 16. 1.1988; Kommunist, (1988)1, S. 110-127;
TaKung Pao (Hongkong), 2. 3. 1988.

Vgl. XXVII s-ezd KommunistiCeskoj Partii Sovetskogo
Sojuza. Stenografifeskij otcet, Bd. 1. Moskau 1986, S. 95;
Xinhua, 26. 2. 1986.
27) Text der Rede in: Pravda, 29. 7.1986; deutscher Text in:
Joachim Glaubitz/Dieter Heinzig (Hrsg.). Die Sowjetunion
und Asien in den achtziger Jahren. Baden-Baden 1988,
S. 327-348.
28) Vgl. Pravda, 22. 5. 1985.

Dies hatte Gorbatschow bereits kurz nach seinem
Amtsantritt erkennen lassen, als er im Mai 1985 das
Konzept eines „Gesamtasiatischen Forums“ vor-
stellte28). Anders als Breschnews „Kollektives Si-
cherheitssystem in Asien“ aus dem Jahre 1979, das
die Eindämmung und Isolierung Chinas bezweckte,

schloß das neue Konzept China ausdrücklich ein.
Noch deutlicher umwarb Gorbatschow Peking aber
in seiner Rede in Wladiwostok. Hier wurde China
im Vergleich zu den anderen asiatischen Staaten
mit Abstand am stärksten gewürdigt und war
Adressat eines ganzen Bündels von Angeboten, die
erstmals auch politische Zugeständnisse enthielten.
Gorbatschow erklärte, die Sowjetunion
— sei jederzeit bereit, mit China „aufjeder beliebi-
gen Ebene“ über die Verbesserung der Beziehun-
gen zu sprechen;
— sei mit einer Grenzziehung auf dem Amur ent-
lang der Hauptschiffahrtsrinne einverstanden und
an einer gemeinsamen wasserwirtschaftlichen Nut-
zung des Stroms interessiert;
— sei bereit, beim Bau einer Eisenbahnverbindung
zwischen Kasachstan und Sinkiang zu helfen;
— sei zur Zusammenarbeit im Kosmos und zu ver-
stärktem Austausch in den Bereichen Kultur und
Bildung bereit;
— werde sechs sowjetische Regimenter bis zum
Jahresende aus Afghanistan abziehen;
— berate zur Zeit mit der Führung der Mongoli-
schen Volksrepublik über den Abzug eines „bedeu-
tenden Teils“ der sowjetischen Truppen aus der
Mongolei und
— sei bereit, mit China konkrete Schritte zu einer
proportionalen Senkung des Niveaus der Land-
streitkräfte zu erörtern ).29

Die meisten der Angebote waren politischer Natur,
einige davon enthielten deutliche Zugeständnisse.
Letzteres betraf besonders den Teilrückzug aus Af-
ghanistan und der Mongolei sowie die Bekundung
der Abrüstungsbereitschaft, wovon zwei „Hinder-
nisse“ berührt wurden, aber auch die seit eh und je
von China geforderte und sowjetischerseits verwei-
gerte Anerkennung der Hauptschiffahrtsrinne als
Grenze (Talweg-Prinzip). Die Offerte, beim Bau
des zentralasiatischen Schienenstrangs mitzuhelfen,
hatte ebenfalls politische Implikationen.

China reagierte auf die Angebote von Wladiwostok
zurückhaltend. Deng Xiaoping erklärte, Gorba-
tschow habe in Richtung auf eine Verbesserung der
Beziehungen „keinen großen Schritt getan“; das
Neue und Positive habe man „vorsichtig be-
grüßt“30). Den Teilabzug von Truppen aus der
Mongolei beurteilte man in Peking als militärisch

») Vgl. J. Glaubitz/D. Heinzig (Anm. 27), S. 340f., 345 f.
30) Vgl. zu diesem Absatz Beijing Review, 15. 9. 1986, S. 5;
IHT.4. 9.1986; FEER, 13. 11.1986, S. 32 t; Renminribao,
2., 6. und 7. 11. 1986; Radio Peking, 5. 11. 1986; Xinhua,
5. 11. 1986.



unbeachtlich, denjenigen aus Afghanistan sogar als
unehrlich31). Kritisiert wurde, der sowjetische Par-
teichef habe das „Haupthindernis“ Kambodscha
übergangen.
Am positivsten wirkte sich die von Gorbatschow
zum Ausdruck gebrachte Bereitschaft aus, die
Grenzziehung entlang der Hauptschiffahrtsrinne
des Amur zu akzeptieren. Sie führte Ende Septem-
ber 1986 dazu, daß sich die Außenminister beider
Länder auf die Wiederaufnahme der 1964 begonne-
nen und zuletzt 1978 ergebnislos abgehaltenen
Grenzgespräche einigten. Während der ersten Ver-
handlungsrunde im Februar 1987 kam man überein,
über den „gesamten Verlauf der Grenzlinie zwi-
schen beiden Ländern“ zu sprechen und hierbei mit
dem Ostsektor zu beginnen, der mit etwa 4 200 km
den längsten Teil der Gesamtgrenze bildet. Im Ver-
laufder bisher abgehaltenen drei Verhandlungsrun-
den einigte man sich über „die meisten Grenzab-
schnitte“ dieses Sektors. Während der dritten
Runde vom Oktober 1988 wurde auch mit der
Überprüfung des Westsektors begonnen, der mehr
als 3 000 km ausmacht32).
Auch auf dem von Gorbatschow in Wladiwostok
erwähnten Kooperationsfeld der wasserwirtschaft-
lichen Nutzung des Amur kam es zu konkreter Zu-
sammenarbeit. Unter der Leitung einer im Oktober
1986 eingesetzten gemeinsamen Kommission wur-
den topographische und hydrographische For-
schungen durchgeführt, aber auch praktische Maß-
nahmen in Bereichen wie Hydroenergie, kommu-
nale Wasserversorgung, Hochwasserschutz und
Ökologie, besonders Fischbestanderhaltung, in den
Grenzgebieten des Amur und seines Quellflusses
Argun eingeleitet. Im Sommer 1987 fand eine erste
gemeinsame Expedition entlang des Amur statt;
etwa gleichzeitig wurde der Frachtverkehr auf dem
Ussuri, dem Amur und dem Sungari wiederaufge-
nommen33).

Wenn man sich vor Augen hält, daß 1969 wegen des
Grenzkonflikts beinahe ein großer Krieg ausgebro-
chen wäre, daß es auch in den Folgejahren — zu-
letzt im Sommer 1986 — immer wieder zu blutigen
Grenzzwischenfällen gekommen war und daß beide
Seiten nahezu ein Vierteljahrhundert lang ihre un-
terschiedlichen Rechtsstandpunkte mit äußerster
Härte vertreten hatten, dann ist der in den letzten
zwei, drei Jahren eingetretene Wandel erstaunlich.
Er hat praktische Aspekte, aber er ist auch ein Poli-
tikum ersten Ranges. Denn der Grenzkonflikt ge-
hört zu denjenigen Bereichen des Gesamtkonflikts,
an denen sich auf beiden Seiten die Emotionen am

heftigsten entzündet hatten. Statt Schüsse und Haß-
tiraden werden heute Waren ausgetauscht. Zwi
sehen gegenüberliegenden Siedlungen am Amur
gibt es wieder wirtschaftliche, kulturelle und sport-
liche Kontakte34). Auch Kasachstan und Sinkiang
haben angefangen, wirtschaftlich zu kooperieren.
An der Grenze ist es wieder friedlich geworden -
fast so friedlich wie in den fünfziger Jahren.

Mit dem Bau der letzten chinesischen Teilstrecke
einer zentralasiatischen Eisenbahnlinie, die - ne-
ben der transmongolischen und der transmandschu-
rischen — die Sowjetunion und China verbinden
soll, wurde im Frühjahr 1988 begonnen. Der Bau
des damals noch fehlenden Verbindungsstücks zwi-
schen Lanzhou (Provinz Gansu) und Alma Ata
(Kasachstan) war 1952 vereinbart worden. Moskau
hatte seinen Teil der Strecke bis zur Grenze fertig-
gestellt und die kasachische Grenzstation symbol-
trächtig „Drushba“ (Freundschaft) genannt. Auf
der chinesischen Seite hingegen waren die Bauar-
beiten nur bis Wulumuqi (Urumtschi) vorangetrie-
ben, angesichts des heraufdämmernden Konflikts
mit der Sowjetunion Ende der fünfziger Jahre un-
terbrochen und erst 1985 wiederaufgenommen wor-
den35).

Die von Gorbatschow in Wladiwostok angekün-
digte sowjetische Hilfe beim Bau des letzten Teil-
stücks zwischen Wusu und der chinesischen Grenz-
station Alashankou, das etwa 210 km ausmacht,
wurde im Juni 1988 fest zugesagt und im Dezember
vertraglich vereinbart. China wird von der Sowjet-
union Schienen. Bauholz. Dieselöl und Baumaschi-
nen kaufen und hierfür einen sowjetischen Kredit in
Höhe von 82 Mio. US-Dollar zu einem „Freund-
schaftszinssatz“ von unter vier Prozent aufnehmen,
rückzahlbar bis zum Jahre 2000. Es handelt sich um
den bisher umfangreichsten sowjetischen Kredit
seit dem Ausbruch des Konflikts Anfang der sech-
ziger Jahre. Die neue Linie soll 1991 in Betrieb
genommen werden. Sie wird die Eisenbahnstrecke
zwischen Europa und Peking um 2 000 km verkür-
zen und soll eine Verbilligung der Frachtraten im
sino-sowjetischen Handel um 23 bis 33 Prozent be-
wirken. Angesichts der Umstände, unter denen die
chinesischen Bauarbeiten in den fünfziger Jahren
eingestellt worden waren, darf der Neubeginn des
gemeinschaftlichen Unternehmens indes nicht nur
unter ökonomischen Aspekten, sondern muß auch
als ein Politikum betrachtet werden36).



V. Abbau der sicherheitspolitischen Hindernisse

Ungeachtet dieser politischen Fortschritte hatten
die Rede Gorbatschows in Wladiwostok und das
nachfolgende sowjetische Verhalten in demjenigen
Bereich keinerlei Annäherung bewirkt, der von der
chinesischen Führung als Kernstück der bilateralen
Differenzen betrachtet wird: dem der „drei großen
Hindernisse“.
Das afghanische „Hindernis“ kann nach dem Rück-
zug der sowjetischen Truppen zum 15. Februar
1989 im wesentlichen als abgebaut gelten. Den von
Gorbatschow in Wladiwostok angekündigten Teil-
abzug hatte Peking — unisono mit dem Penta-
gon - als ein „Täuschungsmanöver“ bezeichnet; in
Wahrheit habe die UdSSR ihre dortige Truppen-
präsenz verstärkt ). Diese Einschätzung trifft inso37 -
weit zu. als der Teilabzug sowjetischerseits allen-
falls als eine beschwichtigende Geste gedacht gewe-
sen sein kann. Auch als Gorbatschow im Februar
1988 ankündigte, der vollständige Rückzug werde
am 15. Mai beginnen und binnen zehn Monaten
abgeschlossen sein, blieb man in Peking noch skep-
tisch38). Erst nach dem Abschluß des Genfer Af-
ghanistan-Abkommens vom 14. April 1988 wür-
digte die chinesische Führung Moskaus Verhalten
als Ausdruck eines „neuen Denkens“ in der sowje-
tischen Außenpolitik39).

Im Bereich der sowjetischen Truppenpräsenz an
der Grenze zu China, einem weiteren „Hindernis“,
wurden unter Gorbatschow entscheidende Fort-
schritte erzielt. Seit der Mitte der sechziger Jahre
hatte die Sowjetunion ihren militärischen Auf-
marsch an der sino-sowjetischen Grenze und in der
Mongolei schrittweise von 20 auf 57 Divisionen ver-
stärkt40). 1978 hatte sie mit der Stationierung von
Mittelstreckenraketen des Typs SS-20 in Asien be-
gonnen und das Potential bis 1987 auf 162 Systeme
ausgebaut41). Die erste Truppenreduzierung wurde
von Gorbatschow in Wladiwostok angekündigt und
im ersten Halbjahr 1987 durchgeführt. Sie betraf
eine Mot-Schützendivision und „mehrere selbstän-
dige Truppenteile“ der in der Mongolei dislozierten
Einheiten42). Peking zeigte sich unbeeindruckt und
argumentierte, die Truppen könnten schnell wieder

ben43) verlegt werden, da die Basenja erhalten blie-

Der erste substantielle Abrüstungsschritt gegen-
RCr China erfolgte im Rahmen des Abkommens

über die Beseitigung der Mittelstreckenwaffen län-
gerer und kürzerer Reichweite (INF), das am
8. Dezember 1987 von Reagan und Gorbatschow
unterzeichnet wurde44). Das Abkommen erfaßt
auch die in Asien stationierten bzw. auf Asien ge-
richteten Systeme der Sowjetunion und wurde von
Peking begrüßt45).

Angeblich hat Moskau nach eigenem Bekunden
seine Truppenpräsenz an der sino-sowjetischen
Grenze unter Gorbatschow bereits vor 1988 verrin-
gert. wobei der Umfang nicht angegeben wird46).
Einschneidende Reduzierungen im konventionel-
len Bereich, die sich gegenüber China auswirken,
wurden am 7. Dezember 1988 von Gorbatschow
selbst angekündigt47). Demnach will die Sowjet-
union ihre Armee bis Ende 1990 u. a. um eine halbe
Million Mann abbauen, wobei auch die Streitkräfte
im asiatischen Teil des Landes „bedeutend“ verrin-
gert und „ein wesentlicher Teil“ der in der Mongo-
lei dislozierten Truppen abgezogen werden sol-
len48). Die chinesische Führung war von diesen
Schritten bereits im Dezember 1988 von Außenmi-
nister Schewardnadse während des Treffens mit sei-
nem Amtskollegen Qian Qichen in Moskau infor-
miert worden. Demnach soll die Truppenpräsenz
an der Grenze zu China auf ein Niveau reduziert
werden, „das der von den beiden Ländern ange-
strebten Normalisierung der Beziehungen ent-
spricht“49). Bei seinem Gegenbesuch in Peking
vom Februar 1989 präzisierte Schewardnadse, die
Streitkräfte „im östlichen und südlichen Teil“ des
Landes würden um 200 000 bzw. 60 000 Mann ver-
mindert und die noch in der Mongolei verbliebenen
Verbände zu 75 Prozent abgezogen50). Die Be-
griffe „östlich“ und „südlich“ beziehen sich offen-
sichtlich auf die Strategischen Operationsbereiche
(russ: GTVD) „Fernost“ und „Süd“, wobei die im
Bereich von „Fernost" stationierten Einheiten pri-
mär gegen China ausgerichtet sind51).



Die Reduzierung der an der sino-sowjetischen und
sino-mongolischen Grenze vorhandenen, auf
500 000 Soldaten geschätzten Militärpräsenz der
Sowjetunion ) um etwa 240 000 Mann würde eine
Verringerung um fast die Hälfte bedeuten. Hieraus
ergibt sich auch, daß die gegen China gerichteten
Streitkräfte im Vergleich zu den in den Strategi
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-
schen Operationsbereichen „West“ und „Süd“ sta-
tionierten weit überproportional abgebaut werden
sollen. Dies macht deutlich, wie gering die sowjeti-
sche Führung heute die von China ausgehende Be-
drohung einschätzt. Da eine nüchterne Bedro-
hungsanalyse auch schon Anfang der achtziger
Jahre oder noch früher zu demselben Ergebnis ge-
führt hätte, muß man sich allerdings fragen, warum
ein solcher Abrüstungsschritt nicht bereits vor Gor-
batschows Amtsantritt getan wurde.

Schewardnadse gab bei seinem Pekingaufenthalt im
Februar 1989 bekannt, daß die im Grenzbereich zu
China verbleibenden Truppeneinheiten defensiv
strukturiert werden sollen. Er unterbreitete außer-
dem der chinesischen Seite eine Reihe von Vor-
schlägen zur weiteren Entspannung und Vertrau-
ensbildung an der Grenze. Demnach sollen u. a.
die offensiven Komponenten der Streitkräfte und
die Anzahl der Manöver reduziert, die Truppenver-
minderungen und die Aktivitäten der verbleiben-
den Einheiten wechselseitig verifiziert und die Ma-
növer und Truppenbewegungen in Grenzgebieten
notifiziert werden. Zur Prüfung dieser Frage sei
eine gemischte Kommission einzusetzen, die als er-
stes einen Entwurf zu einem Abkommen über die
Grundsätze der Truppenreduzierung auf beiden
Seiten der Grenze ausarbeiten solle53).

Aber auch im Bereich des „Hindernisses“ Kambo-
dscha, das von Peking seit mehreren Jahren als das
„Haupthindernis“ bezeichnet wird, führte eine
neue Beweglichkeit der Sowjetunion unter Gorba-
tschow zu beachtlichen Erfolgen. Hier geht es der
chinesischen Führung offenbar nicht so sehr um
Bedrohungsvorstellungen, die angesichts der so-
wjetischen Militärstützpunkte in Vietnam ohne
Zweifel vorhanden sind. Viel stärker ist man in
Peking durch Vietnams Streben nach einem von
ihm dominierten indochinesischen Hegemonialver-
band irritiert, denn China betrachtet sich selbst als
die historisch legitimierte Ordnungsmacht in Süd-
ostasien und ist an einem balkanisierten Indochina
interessiert54). Davon ausgehend, daß Vietnam
ohne sowjetische Hilfe die Okkupation Kambo-

dschas nicht aufrechterhalten könnte, fordert Pe-
king von Moskau, diese Hilfe einzustellen und Viet-
nam zum Rückzug aus Kambodscha zu drängen.

Jahrelang weigerte sich die Sowjetunion, mit China
über Kambodscha zu sprechen, und zwar mit dem
Argument, die sino-sowjetische Annäherung könne
nicht auf Kosten befreundeter Staaten betrieben
werden (Drittstaatenklausel)55). Erst seit der sino-
sowjetischen Konsultationsrunde vom Oktober
1986 fand sich Moskau bereit, auf die Klausel zu
verzichten und Kambodscha auf die Tagesordnung
zu setzen56). Möglicherweise waren es vor allem
zwei von Deng Xiaoping ausgelegte Köder, die die
sowjetische Führung zu diesem Wandel bewegten.
Zum einen hatte Deng im April 1985 festgestellt,
Moskau könne seine guten Beziehungen zu Viet-
nam und die dortigen Militärstützpunkte beibehal-
ten, wenn es nur Hanoi zum Rückzug aus Kambo-
dscha veranlasse57). Zum anderen hatte er im Sep-
tember 1986 angeboten, für diesen Fall mit Gorba-
tschow zu einem — von der Sowjetunion seit den
siebziger Jahren dringend gewünschten — Gipfel-
treffen zusammenzukommen ). Deng wiederholte
seine konditionierte Offerte mehrfach, währ
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end
Gorbatschow Vorbedingungen für einen Gipfel ab-
lehnte59). Bis zum Sommer 1988 schien es, als ob
sich die beiden Parteien in der Kambodscha-Frage
nicht nähergekommen seien.

Der Durchbruch erfolgte auf einer sino-sowjeti-
schen Arbeitstagung von Ende August 1988 in Pe-
king. die ausschließlich der kambodschanischen
Thematik gewidmet war. Offenbar konnte der so-
wjetische Verhandlungsführer, der Stellvertretende
Außenminister Rogatschow, seinen chinesischen
Kollegen Tian Zengpei davon überzeugen, daß es
die sowjetische Führung mit dem Wunsch nach ei-
ner möglichst raschen Beendigung der vietnamesi-
schen Intervention in Kambodscha ernst meine und
alle ihr vertretbar erscheinenden Mittel einsetzen
würde, um Hanoi zu einem schnellen Abzug zu
bewegen60). Es gibt sogar Hinweise, wonach die
sowjetische Seite auf der Arbeitstagung für einen
vietnamesischen Exodus spätestens im ersten Vier-
teljahr 1990 garantiert haben soll61). Aber auch
China bewegte sich in der Kambodscha-Frage. Auf-
fällig war seit Juli 1988 eine gewisse Distanzierung



von seinem kambodschanischen Hauptklienten,
den Khmer Rouge62). Mitte August erklärte der
chinesische Parteivorsitzende öffentlich, diese dürf-
ten die Macht nicht allein übernehmen63). Späte-
stens seit der Pekinger Arbeitstagung war China
offenbar bereit, im Hinblick auf Kambodscha zu-
sammen mit der Sowjetunion an einem Krisenma-
nagement mitzuwirken.

Auf dem sino-sowjetischen Außenministertreffen
vom Dezember 1988 stellte man bei der Behand-
lung der Kambodscha-Frage in einer Reihe von
Punkten Einigkeit fest64). Hierzu gehörte der Ab-
zug der vietnamesischen Truppen, die Verhinde-
rung eines Bürgerkrieges, die Bildung einer Vierer-
koalition und Wahlen unter internationaler Auf-
sicht. China sagte zu. seine Unterstützung für die
Roten Khmer parallel zum vietnamesischen Trup-
penabzug zu reduzieren. Differenzen blieben u. a.
in der Frage des künftigen Status der Heng-Samrin-
Regierung bestehen. Die chinesische Seite bestand
auf der Vorlage eines Zeitplans für den vietnamesi-
schen Rückzug und forderte die Einstellung von
Waffenhilfe an alle vier kambodschanischen Par-
teien nach dem Abschluß des Rückzugs65).

Im Januar 1989 kam erkennbar Bewegung in die
Kambodscha-Frage, die sich in der Region unter
anderem durch eine hektische Reisediplomatie äu-
ßerte. Ausgelöst wurde die überraschende Ent-
wicklung durch Hanoi und Phnom Penh, die An-
fang des Monats für den Fall einer politischen Lö-
sung den Endtermin für den vollständigen Truppen-
rückzug auf September 1989 vorverlegten, sich erst-
mals mit dessen internationaler Kontrolle einver-
standen erklärten und dafür sowjetischen und chi-
nesischen Beifall erhielten66). Mitte des Monats
reiste erstmals seit 1976 ein thailändischer Außen-
minister nach Vietnam. Zwei Tage darauf flog der

Erste vietnamesische Vizeaußenminister Dinh Nho
Lien nach Peking, um die ersten sino-vietnamesi-
sehen Gespräche auf hoher Ebene seit acht Jahren
zu führen. Die Chinesen entsprachen damit einem
immer wieder — zuletzt auf der sino-sowjetischen
Außenministerkonferenz vom Dezember 1988 —
vorgetragenen sowjetischen Wunsch, direkt mit
Vietnam zu verhandeln. Hanoi meldete anschlie-
ßend den Abschluß „einiger Vereinbarungen“ und
kündigte ein Treffen der beiden Außenminister
noch im Jahre 1989 an67).

Das sowjetisch-chinesische Außenministertreffen
vom Februar 1989 erbrachte in der Kambodscha-
Frage eine deutliche Annäherung der Standpunkte.
In einer gemeinsamen 9-Punkte-Erklärung einigte
man sich darauf, daß nach dem Abzug der vietna-
mesischen Truppen bis Ende September die auslän-
dische Militärhilfe an die vier Khmer-Parteien ein-
gestellt werden müsse, daß ein Bürgerkrieg und die
Wiederholung der Grausamkeiten der Roten
Khmer zu verhindern seien, daß der Abzug der
Vietnamesen und die anschließenden freien
Wahlen international überwacht werden sollten
und daß beide Staaten sich an einer internationalen
Garantie für ein „unabhängiges, friedliches, neutra-
les und blockfreies“ Kambodscha beteiligen wür-
den. Die einzigen in der Erklärung erkennbaren
Differenzen beziehen sich auf das Verfahren für die
Bildung einer künftigen kambodschanischen Regie-
rung vor den geplanten Wahlen. Hier tritt Peking
für die Bildung einer „provisorischen Koalitionsre-
gierung“ unter der Führung von Sihanouk mit vier-
seitiger Beteiligung ein, während Moskau an der
Weiterexistenz der Regierung in Phnom Penh fest-
halten möchte und die Schaffung eines vierseitigen
„provisorischen Organs“ unter Sihanouk befürwor-
tet. Über diese Meinungsverschiedenheit soll wei-
terverhandelt werden68).

VI. Ausblick auf den sowjetisch-chinesischen Gipfel

Im Frühjahr 1989 können die „drei großen Hinder-
nisse“ als im wesentlichen abgebaut gelten. Die chi-
nesische Führung perzipiert die Sowjetunion nicht
mehr als eine militärische Bedrohung und sieht sich
von Moskau auch in ihren Ordnungsvorstellungen
im Hinblick auf Südostasien ernstgenommen. Inso-
weit hat sich also die chinesische Hartnäckigkeit
bewährt. Andererseits wird man in Peking einräu-

men müssen, daß sich die Sowjetunion nicht nur mit
Rücksicht auf die erwünschte Entspannung mit
China bewegt hat. Unter Gorbatschow gehören an-
gesichts des katastrophalen Zustands der sowjeti-
schen Wirtschaft das Abwerfen von außenpoliti-
schem Ballast und das Werben um internationale
Kooperation weltweit zum festen Repertoire des
„neuen Denkens“.

Der Durchbruch im Bereich des „Hindernisses“
Kambodscha nach der sino-sowjetischen Arbeits-
konferenz vom August 1988 machte nunmehr den
Weg für den von Moskau seit langem angestrebten
Gipfel frei. Schon einen Monat nach der Tagung
wurde bekanntgegeben, der chinesische Außenmi-



nister werde Ende des Jahres nach Moskau fliegen
und sein sowjetischer Kollege den Besuch Anfang
1989 erwidern — die ersten derartigen Reisen, seit
Zhou Enlai 1957 nach Moskau und Gromyko 1959
nach Peking gefahren war. Mitte Oktober verkün-
dete Deng Xiaoping, im Falle eines günstigen Ver-
laufs der Außenministertreffen könne die Gipfelbe-
gegnung zwischen ihm und Gorbatschow im Laufe
des Jahres 1989 stattfinden69).

Auf dem Moskauer Außenministertreffen von An-
fang Dezember 1988 wurde eine weitere Verdich-
tung der bilateralen nichtpolitischen Zusammenar-
beit vereinbart; in der Kambodscha-Problematik
blieb noch manches kontrovers. Nachdem auf dem
Pekinger Treffen von Anfang Februar 1989 sowohl
in diesem Bereich als auch auf dem Gebiet der mili-
tärischen Entspannung an der Grenze weitgehend
Einigung erzielt werden konnte, stand dem Gipfel
nichts mehr im Weg: Staatspräsident Yang Shang- 
kun lud Gorbatschow für die Zeit vom 15. bis
18. Mai nach Peking ein70). Deng Xiaoping sagte
zu Schewardnadse, die Begegnung solle „die Ver-
gangenheit beschließen und die Zukunft eröff-
nen“ 71).

Was aber kann das Gipfeltreffen wirklich erbrin-
gen? Eine Rückkehr zu den Bündnisbeziehungen
der fünfziger Jahre keinesfalls — und zwar nicht nur
deswegen, weil Deng Xiaoping dies erst unlängst
wieder ausgeschlossen hat72). Die postmaoistische
Führung hat in ihrer Außenpolitik seit Anfang un-
seres Jahrzehnts ideologischen Dogmen den Rük-
ken gekehrt, strebt ein Höchstmaß an Unabhängig-
keit an und läßt sich von nationalen Interessen im
herkömmlichen Sinne leiten. Diese aber gebieten
— solange Peking die Modernisierung des Landes
als gesamtpolitisches Hauptziel verfolgt — vor al-
lem die Fortsetzung der engen wirtschaftlich-tech-
nologischen Zusammenarbeit mit den USA, Japan
und Westeuropa. Die sich verstärkende Koopera-
tion mit der Sowjetunion mit ihren spezifischen
Vorteilen — z. B. kurze Transportwege, Kompen-
sationsgeschäfte — erscheint dabei als ein komple-
mentäres Element sehr willkommen. Hinzu kommt
ein vitales Interesse, von den Reformen im jeweils

anderen Land zu lernen. Im Rahmen einer diversi-
fizierenden Außenpolitik wird China es auch wei-
terhin zu vermeiden suchen, in eine allzu starke
Abhängigkeit von einem einzelnen Staat oder einer
Staatengemeinschaft zu geraten.

Die von beiden Seiten immer wieder zitierte „Nor-
malisierung“ der Beziehungen kann der Gipfel
schon aus semantischen Gründen nicht leisten. We-
der Moskau noch Peking waren bisher in der Lage,
diesen Begriff einigermaßen plausibel zu definie-
ren. Zuzustimmen ist daher Oleg Trojanowskij,
dem sowjetischen Botschafter in Peking, der ihn
unlängst mit der Begründung ablehnte, die sino-
sowjetischen Beziehungen seien bereits normal und
es könne daher nur um ihre Verbesserung gehen73).
Zutreffend erscheint auch eine chinesische Ein-
schätzung, wonach Pekings künftige Beziehungen
zu Moskau sich von denjenigen zum Beispiel zu
Paris nicht unterscheiden werden74). Angesichts
der Entideologisierung der Außenpolitik beider
kommunistischer Staaten ist selbst die geplante
Wiederaufnahme der 1966 unterbrochenen, aber
nie formell abgebrochenen Parteibeziehungen kein
sonderlich aufregender Vorgang mehr. In diese
Richtung weist Schewardnadses lapidare Bemer-
kung, Gorbatschows geplantes Zusammentreffen
mit Parteichef Zhao Ziyang im Mai werde die Wie-
deraufnahme der Beziehungen zwischen den bei-
den Parteien bedeuten75). Auf einen feierlichen
Akt will man anscheinend — wie schon im Fall der
kleineren osteuropäischen Parteien — verzichten.

Was als Substanz für den Gipfel bleibt, ist die pro-
tokollarische Krönung der bisher erreichten Wie-
derannäherung, verbunden mit einem intensiven
Arbeitsprogramm im Stil der sowjetisch-amerikani-
schen Spitzenbegegnungen in der Ära Reagan-Gor-
batschow. Hierbei sollen vor allem die restlichen
Differenzen in der Kambodscha-Frage ausgeräumt
werden. Für den 84jährigen Deng Xiaoping bedeu-
tet der Gipfel den letzten Höhepunkt seiner außen-
politischen Karriere vor seinem für Ende des Jahres
geplanten Abschied von der Politik. Für Deng und
Gorbatschow wird das Treffen einen beachtlichen
Prestigegewinn im eigenen Lande erbringen, den
besonders der von politischen Widersachern be-
drängte sowjetische Generalsekretär gut gebrau-
chen kann.



Wilhelm Bruns: Mehr Substanz in den Ost-West-Beziehungen. Zur dritten KSZE-Folge-
konferenz in Wien

Aus Politik und Zeitgeschichte. B 12/89, S. 3—9

Die 35 KSZE-Staaten konnten sich auf ein ausgewogenes und substantielles Schlußdokument in Wien
verständigen. Die Ausgewogenheit bezieht sich auf alle drei Körbe der KSZE-Schlußakte: aufdie politisch-
militärische. die ökonomische und die humanitäre Dimension. Substantiell ist das Wiener Schlußdoku-
ment, weil es — wenn auch mit unterschiedlichem Konkretisierungsgrad — neue Verabredungen über den
grenzüberschreitenden Verkehr (Freizügigkeit) enthält, aber auch notwendige Voraussetzungen für die
Aufnahme zweier für die europäische Sicherheit zentraler Konferenzen schafft: einer Konferenz über
konventionelle Abrüstung in Europa (KRK) und die Fortsetzung einer Konferenz über vertrauens- und
sicherheitsbildende Maßnahmen (KVAE)..

Die beiden deutschen Staaten sind am KSZE-Prozeß gleichberechtigt beteiligt. Ihre wechselseitigen Bezie-
hungen können insbesondere durch die Freizügigkeitsverabredungen zusätzliche Impulse erhalten. Die
Dynamik in den Ost-West-Beziehungen hat durch das Wiener Schlußdokument eine Richtung erhalten, die
für die Begegnungswünsche von Menschen aus Ost und West wichtig ist.

Margareta Mommsen: Strukturwandel der Öffentlichkeit im Sowjetsystem. Zur Dialektik
von Glasnost und Perestroika

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/89, S. 10—19

Glasnost und Perestroika, die beiden bekannten Kürzel für den aktuellen Reformprozeß in der UdSSR,
beziehen sich auf verschiedene Erscheinungen, stehen aber in einem engen Wechselverhältnis zueinander.
Glasnost, die neue kritische Öffentlichkeit, ging dem Plan einergrundlegenden Umgestaltung des Systems,
der Perestroika, voran. Die dynamische Kraft der neuen öffentlichen Meinung trug maßgeblich dazu bei,
die Reform des politischen Gemeinwesens auf die Tagesordnung zu setzen und den strukturellen Wandel
vorzuzeichnen. Zugleich vollzogen sich Änderungen in den Formen der Öffentlichkeit selbst.

Seit der Amtsübernahme durch Gorbatschow wurde Glasnost propagiert. Die Inhalte und Formen öffent-
licher Kritik weiteten sich aus. Die Preisgabe des „Unfehlbarkeitsanspruches“ der KPdSU auf ihrem
27. Parteitag 1986 stellte die Weichen für ein neues gesellschaftliches „Denken in Varianten“ wie für das
Hervortreten einer „bürgerlichen Gesellschaft“ überhaupt. Die öffentliche Kritik beschäftigte sich mit den
strukturellen Schwachstellen des „befehlsadministrativen“ Systems und dessen Entstehung. Die von oben
freigegebene und von der Gesellschaft weitergetragene Regimekritik mündete in generelle Konzepte und
konkrete Vorschläge zur Systememeuerung. Wichtige Etappen in diesem Prozeß waren die Volksausspra-
chen und die 19. Parteikonferenz 1988. Hier erwies sich Glasnost als nachgeholtes liberales Ideal von
Öffentlichkeit zur Freisetzung eines Marktes von Meinungen, „optimaler“ Problemlösungen und selbst von
neuen verfassungspolitischen Leitvorstellungen. So orientieren sich die gegenwärtigen Reformbestrebun-
gen an den lange verpönten Begriffen des Rechtsstaats und des Pluralismus, an Opposition und Gewal-
tenteilung. Man greift heute offenkundig freimütig auf die im Westen gemachten „Erfahrungen des welt-
historischen Prozesses“ zurück, um Reformmodelle zu gewinnen. Noch bleibt abzuwarten, wie sich diese in
die sowjetische Verfassungswirklichkeit einfügen werden.



Heinz Timmermann: Die KPdSU und das kommunistische Parteiensystem. Paradigmen-
wechsel in Moskau

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/89, S. 20—28

Das Bemühen der Sowjetführung um einen entschiedenen Kurswechsel in der Außen- und Sicherheits-
politik. die explizite Absage Moskaus an das Wahrheitsmonopol. die Betonung kooperativer Elemente in
der friedlichen Koexistenz, die Neucinschätzung des Westens als friedens- und reformfähig — all dies ist
begleitet von einem tiefgreifenden Wandel im Verhältnis der KPdSU zum kommunistischen Partcicnsy-
stem. Die Pluralität der Entwicklungswege zum Sozialismus - früher aufeine bloße Vielfalt in den Formen
reduziert — wird von den sowjetischen Reformern heute als positive Erscheinung und als Chance zu
gegenseitigem Lernen und wechselseitiger inhaltlicher Bereicherung cingcschätzt.

Im Hinblick auf die regierenden kommunistischen Parteien sind die Kcmaussagcn der sowjetisch-jugo-
slawischen Erklärung vom März 1988 für das sowjetische Umdenken beispielhaft: Die Kraft des Sozialis-
mus liege gerade in seiner Vielgestaltigkeit, betonte Gorbatschow in Belgrad. Freilich bleibt abzuwarten,
ob die in Belgrad verkündeten Prinzipien des Rechts auf einen eigenen Weg sowie auf einschneidende
Systemreformen auch für die Länder der im Warschauer Pakt vereinten sozialistischen Gemeinschaft gel-
ten.

Was die Kommunisten im Westen angeht, so werden die traditionalistisch orientierten Parteien — wie die
kommunistischen Parteien Frankreichs. Portugals und der Bundesrepublik — von sowjetischen Theoreti-
kern zur Überwindung ihres „dogmatischen Fundamentalismus“, zur Revision überkommener Doktrinen
aufgefordert. Große Aufmerksamkeit findet dagegen die früher scharf kritisierte KPL und zwar gerade
deshalb, weil sie sich mit ihrer innenpolitischen Transformationsstrategie und ihrem Konzept eines „neuen
Internationalismus“ als die innovativste Partei unter den westeuropäischen Kommunisten erwiesen hat.
Das eigentliche Interesse der KPdSU innerhalb der westlichen „Arbeiterbewegung“ richtet sich jedoch
zunehmend aufdie Sozialisten und Sozialdemokraten, auf deren Konzepte zur politischen Konscnsbildung,
zur Wirtschaftsregulierung, zur ökologischen Erneuerung, zur gemeinsamen Sicherheit.
Ähnlich wie auf anderen Politikfeldcrn vollzieht die KPdSU somit in ihren Beziehungen zu anderen Par-
teien einen Paradigmenwechsel. wobei sie den Dialog zunehmend mit andersdenkenden geistig-politischen
Strömungen sucht, darunter auch mit Kräften grün-alternativer und liberal-konservativer Provenienz.

Dieter Heinzig: Sowjetische Chinapolitik unter Gorbatschow: Der Abbau der „drei gro-
ßen Hindernisse“

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/89, S. 29—38

Nach dem Amtsantritt Gorbatschows im März 1985 konnte die sowjetische Führung an den Entspannungs-
prozeß anknüpfen, der 1982 in den Beziehungen mit der Volksrepublik China in Gang gekommen war. Er
hatte zur Wiederaufnahme der Zusammenarbeit in Bereichen wie Wirtschaft, Technik. Wissenschaft und
Kultur geführt. So gut wie keine Fortschritte waren allerdings mit dem Blick auf die von Moskau
gewünschte politische Dtente erzielt worden. Hier stellte Peking Vorbedingungen, nämlich die Beseiti-
gung von drei sicherheitspolitischen „Hindernissen“, deren Errichtung die Sowjetunion zu verantworten
habe: des Aufbaus der massiven Militärpräsenz an der Grenze zu China, der Unterstützung der vietna-
mesischen Intervention in Kambodscha und des Einmarsches in Afghanistan.
Unter Gorbatschow beschleunigte die Sowjetunion den Ausbau der zwischenstaatlichen Kooperation mit
China. Im Sommer 1986 ließ sie erstmals erkennen, daß sie für die erwünschte politische Entspannung
einen politischen Preis zu zahlen bereit war. Doch erst im Verlauf des Jahres 1988 bewegte sie sich auch im
Bereich der „Hindernisse“. Der Rückzug aus Afghanistan, der Abbau des in Asien stationierten SS-20-
Potentials und eine drastische Verringerung der Truppen im Grenzbereich, vor allem aber die Kompro-
mißbereitschaft im Kambodscha-Konflikt machten den Weg für das von Moskau seit langem angestrebte
Gipfeltreffen frei.

Der Gipfel wird sicher keine spektakulären Ergebnisse erbringen, sondern stellt lediglich die protokolla-
rische Krönung der bisher erreichten Wiederannäherung dar. Zu rechnen ist auch künftig mit dem weiteren
Ausbau einer pragmatischen Kooperation zweier Staaten, deren Hauptziel die Modernisierung ihrer rück-
ständigen Volkswirtschaften ist und die hierfür ein friedliches Umfeld brauchen.
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